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54. Sitzung des Reichstages. (27. Januar.) 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Camphauſen, Geh. 
Rath Michaelis u. A. 5 5 

Die dauernde Commiſſion für die Juſtizgeſetze hat ſich geſtern Abend 
Vorſitzender, Dr. Schwarze, Stellvertreter, Mayer 
(Donauwörth), Thilo, Eyſoldt und Strudmann (Diepholz) Schriftführer. 

Die zweite Berathung des Bankgeſetzes hat noch den N N Thei 
des 2. Titels, der von der Reichsbank handelt, zu erledigen. Ohne Debatte 
werden die §§ 15 und 16, die von der yeah ee en des Discontoſatzes 
und der Aufſtellung der Wochen⸗Ueberſichten, owie von der Anfertigung und 

ch“ der Reichsbanknoten handeln, genehmigt. 2 

$ 17 lautet: Die Reichsbank iſt verpflichtet, für den Betrag ihrer im 
Umlauf befindlichen Banknoten Re mindeſtens ein Dritttheil in 
coursfähigem deutſchen Gelde, Reichs⸗Kaſſenſcheinen oder in Gold in Barren 
oder ausländiſchen Münzen, das Pfund fein zu 1392 Mark gerechnet, und 
den Reſt in discontirten Wechſeln, welche eine Verfallzeit von höchſtens drei 

onaten haben, und aus welchen in der Regel drei, mindeſtens aber zwei 
75 in dae bekannte Verpflichtete haften, in ihren Kaſſen als Deckung 

ereit zu halten. 

An Stelle der Metalldeckung von mindeſtens % Wen Schulze 
(Delitzſch) die von mindeſtens der Hälfte und Schroeder (Lippitadt) die von 
mindeſtens / des Notenumlaufes. . 

Abg. Schulze (Delitzſch): Die Dritteldeckung wurde in der erſten Leſung 
und auch in den Commiſſions⸗Verhandlungen als ein ja ſelbſtverſtändliches 
Axiom hingeſtellt. Zugleich wiſſen wir alle, daß die Preußiſche Bank die 

albe Deckung noch immer überſchritten hat und daß die andern ſoliden 
Banken die halbe Deckung Bra? ſtets inne gehalten haben. Thatſächlich 
alſo treibt die Wahrung der Solidität dazu, ſiets über die vorgeſchriebene 
Grenze hinauszugehen. Es herrſchen aber im Publikum ſo viel unklare Vor⸗ 
ſtellungen darüber, daß wir in dieſer für das Bankweſen grundlegenden 
Debatte wohl Gelegenheit nehmen ſollten, etwas über dieſe Dritteldeckung zu 
ſagen. Auch der Herr Referent hat in ſeinem trefflichen Berichte nichts dar⸗ 
über geſagt, es muß alſo die Dritteldeckung unter den Sachverſtändigen etwas 
Ausgemachtes ſein. Ich rege dieſe Frage an, da mir der Gegenſtand nicht 
fern liegt, obwohl ich mich nicht zu den Sachverſtändigen rechnen will. Wir 
wollen uns auch nicht auf die halbe Deckung ſteifen, ſondern verlangen In⸗ 
formation und ſind bereit, uns auf Grund derſelben zu entſcheiden. 

Präſident Delbrück: Der Gedankengang, der den Vorredner beſtimmte, 
hatte auch bei der erſten Aufſtellung des Entwurfes zu dem Gedanken ge⸗ 
führt, die halbe Deckung vorzuschreiben. Der Grund, aus welchem man 
dieſer halben Deckung abgegangen und auf die beinahe eanoniſch gewordene 
Dritteldeckung zurückgegangen iſt, iſt folgender: es kann keine Bank es darauf 
ankommen laſſen, daß ihr Baarporrath ſich der Minimalgrenze auch nur 
nähert. Wenn Sie eine Dritteldeckung vorſchreiben, ſo iſt für eine ſolide ge⸗ 
leitete Bank — und wir ſtehen ja Bier bei der Reichsbank, von der jeder, 
der ſie überhaupt will, unterſtellen muß, daß ſie ſolide geleitet wird — die 
Vorſchrift der Dritteldeckung identiſch mit der gs nicht geieolihen, 
aber thatſächlichen Nöthigung, die halbe Baardeckung zu haben. Die Preu⸗ 
ßiſche Bank hat in ihrer ganzen Geſchäftsgebahrung dieſen Geſichtspunkt 
feſtgehalten und es liegt kein Grund vor, von der Reichsbank anzunehmen, 
daß fie dieſen Geſichtspunkt aus den Augen verlieren ſollte. enn man 
nun ſagt: wenn die halbe Deckung doch inne gehalten wird, warum ſchreibt 
man ſie dann nicht in das Geſetz? — ſo erwidere ich: wenn die halbe Baar⸗ 
deckung geiestih feſtgeſtellt wird, jo werden die Banken genöthigt ſein, min⸗ 
deſtens eine Zweidrittel⸗, wenn nicht gar eine Dreiviertel⸗Deckung zu haben. 
Denn mögen Sie vorſchreiben, was Sie wollen, die Banken können nie auf 
die Minimalgrenze zurückgehen oder ſich ihr auch nur nähern, ohne ihren 
Credit zu ſchädigen. Ich möchte alſo das Haus bitten, bei den Vorſchlägen 
der Regierungen, die mit den Commiſſionsvorſchlägen identiſch ſind, ſtehen 

bleiben. 

m Abg. v. Hoverbeck kann ſich auch nach dieſen Ausführungen noch nicht 
überzeugen, daß die Dritteldeckung ausreiche; durch den Wegfall der einpro⸗ 
eentigen Steuer iſt den Banken ohnehin ein Geſchenk 1 t worden, das 
ihretwegen nicht nothwendig war; es iſt daher nichts Unbilliges, wenn man 
als Aequivalentl dafür an ihre Solidität 59810 Anforderungen ſtellt. An 
die Reichsbank hat man dabei in erſter Reihe nicht zu denken, aber ſie muß 
un 15 der enge der Deckung der gleichen Behandlung, wie alle übrigen 
anken, fügen. 

Abg. Dr. Harnier: Gewiß darf man nicht daran denken, für die Reichs⸗ 
bank Fate Vorſchriften zu verlangen, als für die Privatbanken, und au 
das iſt anzuerkennen, daß durch den Wegfall der einprocentigen Steuer eine 
vortheilhafte Pofition für die Notenbanken gewonnen iſt. Aber daraus folgt 
noch nicht eine Verſchärfung der Deckungspflicht über „ des Notenumlaufs 
hinaus. Das Geſetz 1 7 ſich lediglich auf eine lange Praxis, jedoch mit der 
bedeutſamen Verſchärfung, daß nach § 50 jeder Verſtoß gegen die vorge⸗ 
ſchriebene Dritteldeckung ohne Weiteres den Verluſt des Privilegiums zur 
gelge baben ſoll. Dieſe Vorſchrift hört dadurch auf, blos eine harmloſe 

egel zu fein wie bisher, ſondern fie ſoll zu einem noli me tangere werden, 
Nr bei einer Verſchärfung über die Dritteldeckung hinaus eine loyale 
Beiterführung der Geſchäfte der Banken kaum möglich bleiben würde. Denn 
dieſer eiſerne oder vielmehr goldene Beſtand darf kaum zur Einlöſung der 
Noten verwendet werden, da nur der dritte Theil der zur Einlöſung gelan⸗ 
gern Noten theoretiſch aus dieſem Drittel entnommen werden durfte. 
ollte eine Bank heute nur % in Metall haben und fie entnimmt daraus 
nur 300 Mark, um damit 300 Mark in präſentirten Noten einzulöſen, ſo 
wäre ihr Notenprivilegium verwirkt. Dieſes Beiſpiel mit einer abſichtlich 
ehr niedrig gegriffenen Ziffer ſoll nur beweiſen, daß die Bank die Mittel 
ür die laufende Noteneinlöſung neben dem Drittel der vorgeſchriebenen 
etalldeckung haben muß, im Ganzen wenigſtens zwei Drittel, in der That 
aber wohl noch höher. Sachverſtändige ſind der Anſicht, daß eine irgendwie 
wa geleitete Bank Angeſichts der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
chwerlich weniger als 60 bis 66 Procent ihres Notenumlaufs baar gedeckt 
baben muß. Ferner iſt in Betracht zu ziehen, daß die Verpflichtung der 
Noteneinlöſung auf Grund dieſes Selehes durch die Einführung der Gold: 
währung und den Wegfall der kleinen Noten eine viel weitere Bedentung 
ewonnen hat. Ich bin der Anſicht, daß um eine vollſtändige Solidität im 
erlehr herbeizuführen, die Vorſchrift des Geſetzes bezüglich der Notendeckung 
ae iſt; daß das Geſetz den Notenbanken loyale Bedingungen ihrer 
ortexiſtenz ei gewähren verpflichtet ift, und zwar nicht blos für die 15jährige 
eriode. Mit der Anſicht des Herrn Referenten, die er wohl nur als eine 
perſönliche geäußert hat, ſtimme ich nicht überein, als ob die Monopolbank 
überhaupt der wünſchenswerthe Ausgang der Entwickelung ſei. Wir haben 
hier jedenfalls nur die Aufgabe, durch das Geſetz den Privatbanten, die bes 
tehen bleiben ſollen, in loyaler Weiſe die Vorausſetzungen ihrer Exiſtenz zu 
gewähren, und die würde ich für gefährdet halten, wenn wir die Vorſchriften 
über die Notendeckungen noch verſchärfen ſollten. ch bitte Sie um Ab⸗ 


lehnung der in dieſer Richtung geſtellten Amendemenis und um Annahme 


de üg Seng. j j 
Abg. Schulze erklärt ſich durch die gehörten Erörterungen für inſoweit 
informirt, daß er feinen Antrag zurückzieht, aber an dem des Abg. Schröder 
feſthalten zu müſſen erklärt. 

Referent Dr. Bamberger: Der Bericht ſelbſt hat die Frage der Theil⸗ 
deckung nicht ausführlich erwähnt, weil der Gegenſtand in der Commiſſion 
nicht zur Sprache gekommen iſt, und bei der großen Fülle von Material, 
das außer der Discuſſion bei der für uns beſchränkten Zeit wiederzugeben 
war, bin ich wohl entſchuldigt, wenn ich einen Punkt, der überhaupt nicht 
ur Discuſſion gellanden bat, nicht erwähnt habe. Dann ift auch die ganze 
dee keiner großen Debatte zugänglich und auch ſchon durch die Erklärung des 
Abg. Schulze darauf beſchränkt, ob 33 oder 40 pCt. Deckung beſtehen ſoll. 
Wenn wir auf die Quantitätsunterſchiede hier eingehen, ſo iſt es vorläufig 
ſehr ſchwer, fie auf Grundsätze zurückzuführen. Man hält ſich eben einfach 
an die Praxis und zwar an die weitgehendſte Praxis, welche bis jetzt in 
dieſen Dingen galt. Bekanntlich haben große und ſolide Banken, wie 3 B. 


die Fun eſche Bank, gar keiue Vorſchrift wegen der Deckung, es ſteht weder 
in dem Geſetze noch in dem Statute der franzöſichen Bank etwas wegen des 
Verhältniſſes der Baardeckung zu den ungedeckten Noten. Wo eine ſolche 
Vorſchrift beſteht, gebt ſich nicht über % ; auch in dem neuen Bankgeſetzent⸗ 
wurf für die Schweiz hat man dies für ausreichend gehalten. Wahrſchein⸗ 
lich 150 die Geneſis dieſes Bruchtheiles daraus zu erklären, daß man annahm, 
die Bank hat Deckung durch Dreimonatswechſel und ſo iſt mit Dritteldeckung 
dafür geſorgt, daß das Ganze ſich in derſelben Zeit wieder erneuert, wie der 
Beſtand, der den Umlauf ſichern ſoll. Nun hat der Abg. Harnier berrits 


{| mit Recht hervorgehoben, daß die Deckung, wenn fie an die Grenze kommt, 


die von dem Geſetze gezogen iſt, ſofort Beunrubigung im Publikum erzeugt, 
umſomehr, als nach dem Geſetze die Strafe der Conceſſionsentziehung ber: 
bunden iſt mit der Nothwendigkeit der Dritteldedung. 

Ob Sie überbaupt eine Aenderung einführen wollen, hängt davon ab, 
wie Sie die Vergangenheit anſeben. Für die Reichsbank iſt die Sache ſo 
gleichgültig, daß eine beinahe conſtante Praxis eine viel höhere Deckung ges 
zeigt hat. Ende December 1874 war die Preußiſche Bank gedeckt mit 73 
pCt., die 11 preußiſchen Privatbanken mit 52 pCt., die 6 Banken der Hanſe⸗ 
ſtädte mit 50 pCt. und die übrigen deutſchen Banken mit 44 pCt. im 
Durchſchnitt. Das iſt zur Zeit einer ſehr ſtarken Reaction in einem Zuſtand, 
wo die Banken noch mit Silber zu zahlen verpflichtet ſind. Sie werden 
daraus erſehen, daß, wenn Sie 40 pCt. vorſchlagen, dies die Grenze bei 
vielen deutſchen Banken ſoweit hinausſchiebt, daß das Publikum ſehr leicht 
beunruhigt werden könnte. In der Hauptſache wirkt die Golddeckung mehr 
als jede Vorſchrift. Wenn ich Gründe anführen ſoll, weshalb wir zu dem 
Entſchluſſe gekommen ſind gegenüber der Deckung von 40 pCt., ſo ſage ich, 
weil wir auf die eine oder andere Ziffer keinen großen Werth gelegt haben, 
und weil es ausſehen möchte, wenn wir jetzt vier Zehntel vorſchreiben, als 
dürften die Banken in Zukunft annehmen, mit vier Zehntel ſind wir aus⸗ 
reichend gedeckt. Ich glaube, das wird nicht ſein, und deswegen wollen wir 
die Sab nicht erhöhen. 0 . 

as Haus lehnt darauf den Antrag Schröder gegen die Stimmen des 
Centrums und der Fortſchrittspartei ab und nimmt den § 17 unver⸗ 
ändert an. 0 . 

$ 18 lautet nach dem Beſchluſſe der Commiſſion: „Die Reichsbank iſt 
verpflichtet, ihre Noten: a) bei ihrer Hauptkaſſe in Berlin ſofort auf Präſen⸗ 
tation, b) bei ihren Zweiganſtalten, ſoweit es deren Baarbeſtände und Geld⸗ 
bedürfniſſe geſtatten, dem Inhaber gegen coursfähiges deutſches Geld einzu 
löſen.“ Hierzu beantragt: ; 3 

1) Windt borſt zwiſchen a und b die von der Reichsregierung urſprüng⸗ 
lich vorgeſchlagene, von der Commiſſion geſtrichene Beſtimmung wiederherzu⸗ 
ſtellen: die Reichsbank iſt verpflichtet, ihre Noten einzulöfen . . . . bei den⸗ 
jenigen ihrer Zweiganſtalten, welche in Städten von mehr als 100,000 
Einwohnern — berechnet nach dem durch das kaiſerliche ſtatiſtiſche Amt 
feſtgeſtellten Ergebniſſe der unmittelbar vorausgegangenen Volkszählung 
Er ben Sitz haben, vor Ablauf des dritten Tages nach dem Tage der 

räſentation; . 

2) Rohland die lit. b des 19 fo zu fallen? „bei 1775 Zweiganſtalten, 
fomweit; deren Baarbeſtände und Geldbedürfniſſe die ſofortige Einlöſung 
nicht geſtatten, gegen Deponirung der präſentirten Noten ſpäteſtens vor Ab⸗ 
lauf des dritten Tages nach dem Tage der Präſentation“, 

3) Wolffſon, unterſtützt u. A. von feinen Hamburger Collegen Schmidt 
und Moering, beantragt folgenden Belag „Die Heichsbanfhaupitellen haben 
in Ermangelung verfügbarer Mittel auf Verlangen des Inhabers die Ein⸗ 
bac der, Reichsbank⸗Noten bei der Hauptkaſſe koſtenfrei förderſamſt zu 

eſchaffen. 

4) Tellkampf den § 18 fo zu faſſen: „Die Reichsbank ift verpflichtet, 
ihre Noten ſowohl bei ihrer Hauptkaſſe in Berlin, als bei ihren Zweiganſtal⸗ 
ten und den Reichsbank⸗Comtoiren ſofort auf Präſentation dem Inhaber 
gegen coursfähiges deutſches Geld einzulöſen.“ 

Abg. Tellkampf: Der § 18 und die 88 44 und 50 en die Be⸗ 
ſtimmungen, nicht am Tage der Präſentation, ſondern erſt am folgenden oder 
dritten Tage nach der Präſentation einzulöſen. 

Es ſollte dagegen ſofortige Einlöſung der präſentirten Noten, und nicht 
Einlöſung im Laufe des dritten Tages vorgeſchrieben ſein, weil nur durch 
ſofortige Einlöſung die Probe gemacht werden kann, ob die Bank nicht mehr 
Noten big ab bat, als ihre Zahlfähigkeit geſtattet. Die Nothwendigkeit 
ſofortiger Einlöſung ſchafft daher die wirkſamſte Controle. 

Deshalb gilt auch der Grundſatz ſofortiger Einlöſung in den Staaten, 
wo das Gelb: und Bankweſen gut geregelt iſt, wie in England und Frankreich. 
Das franzöſiſche Bankgeſetz ſchreibt ausdrücklich ſofortige Einlöſung für 
die Bank von Frankreich, für ihre Comtoire in den Provinzen und für die 


ch] Banken der verſchiedenen Städte vor. 


Nach dem ſchottiſchen Bankweſen beſteht der Gebrauch, daß zwei Mal 
wöchentlich Vertreter aller ſchottiſchen Banken in Edinburg zuſammenkom⸗ 
men und ſich gegenſeitig die Noten zum Austauſch präſentiren, die ſie von 
den verſchiedenen Banken erhalten haben. Der nicht ausgetauſchte Ueber⸗ 
ſchuß muß in Noten der Engliſchen Bank oder in baarem Gelde gezahlt 
werden. Durch dieſe ſofortige Se wird verhütet, daß Banken viel 
mehr Noten ausgeben, als ihre Zahlfähigkeit erlaubt; und dieſe Strenge 
bat ſich ſeit mehr als 100 Jahren als wohlthätig für die Sicherheit der 
Banken und des Publikums bewährt. N 

Die in dem § 18 und dem Entwurfe vorgeſehenen Beſtimmungen ent⸗ 
halten daher eine auffallende Ausnahme von denen der erwähnten Staaten. 
— Dieſe Ausnahme zeigt recht klar, wie unſicher und unſolide fundirt das 
Bankweſen ſein würde, welches der Entwurf uns vorſchlägt. 

Man betrachtet die Banknoten als Wechſel auf Sicht; es erſcheint dem⸗ 
gemäß als recht und billig, daß die Ausſteller von Noten und die Ausſteller 
von Wechſeln, die von den Banken gegen Noten angenommen werden, nach 
gleichem Recht behandelt werden, wonach beide zu ſofortiger Zahlung nach 
der Präſentation verpflichtet ſind. 

Sollten die vorgeſchlagenen Ausnahmen angenommen werden, ſo würde 
dadurch ein hoͤchſt unſicheres Bankweſen geſchaffen, deſſen ſchlimme Folgen 
e e könnten. Um dies zu verhüten, habe ich meinen Antrag 
geſtellt. ‘Eh 1 

Abg. Robland: Mein Antrag iſt ein nothwendiges Correlat zu den 
Beſtimmungen des § 1 dieſes Geſetzes. Nichts iſt mehr geeignet, das Ver: 
trauen, das den Banknoten inne wohnen ſoll, zu befeſtigen, als das Bewußt⸗ 
ſein, zu jeder Zeit und ohne jeden Verluſt dafür Gold erhalten zu können, 
dies wird aber durch den vorliegenden Paragraphen unmöglich gemacht. 
Setzen Sie den Fall, ein Grundbeſitzer will in einer Provinzialſtadt eine 
Schuld bezahlen, er ſammelt zu dieſem Zwecke tage⸗ und wochenlang vorher 
das ihm zufließende Geld, worunter immer ein großer Theil Banknoten ſich 
befinden wird. Er fragt nun bei ſeinem Gläubiger an, ob er geneigt iſt, 
dieſe Banknoten anzunehmen; wird dies mit Rückſicht auf die Beſtimmungen 
dieſes vorliegenden Paragraphen verneint, ſo wird der Schuldner des Pri⸗ 
vatgläubigers ſeinerſeits der Gläubiger der Reichsbank und iſt gendthigt, die 
Auslage für die Einlöſung der Noten bei der Hauptbank in Berlin ſelbſt zu 
tragen. Darin liegt eine entſchiedene Ungerechtigkeit, der abzuhelfen mein 
Antrag beſtimmt ih 

Abg. a fen, Mein Vorſchlag unterſcheidet ſich von dem des Vor⸗ 
redners nur inſofern, als er dem Bedenken, welches der Wiederherſtellung 
der Regierungsvorlage entgegenſteht, mehr Rechnung trägt. Man fürchtet, 
daß außerordentliche Momente eintreten können, in denen vielleicht bis zu 
der beſtimmten Zeit die Beſchaffung der Geldmittel zur Einlöſung der Noten 
in den Zweiganſtalten entweder gar nicht, oder doch ſchwer möglich ſein 
würde. ür dieſe außerordentlichen Fälle will mein Vorſchlag Abhilfe 
ſchaffen; der Unterſchied deſſelben von der Regierungsvorlage liegt darin, 
daß er irgend welche Schwierigkeiten, die in der Herbeiihaffung des Geldes 
liegen könnten und die ſich abſolut nicht überwinden laſſen in Betracht zieht 
und daß die Bank ultra posse nicht obligirt werden ſoll. Der Antrag trifft 
aber inſofern mit der Regierungsvorlage zuſammen, als er nicht dem In⸗ 
haber die Koſten der Herbeiſchaffung des Geldes auferlegt, ſondern der Bank 
ſelbſt, reſp. der Hauptbankſtelle, an deren zufälligen Verhältniſſen es liegt, 
daß ſie nicht genügend Geld hat. Wenn ſie den Inhaber von Banknoten 
in einer Provinzialſtadt in die Poſition ſetzen, daß er von der betreffenden 


eitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 28. J 1875. 


Hauptbankſtelle nur dann Geld bekommen kann, wenn dieſe Stelle wirklich 
disponibles Geld hat, ſo bringen Sie ihn erſtens in die Lage vollſtändiger 
Unſicherheit, da er ſelbſt nicht beurtheilen kann, ob er auf disponible Mittel 
zu rechnen hat und Sie bringen ihn ferner in die Poſition, daß er im Ge⸗ 
enſatze zu demjenigen, der dinlangliche Mittel bei der Hauptbankſtelle vor⸗ 
findet, in die Notbwendigkeit Bericht wird, in der Hauptſtadt, bei der Cen⸗ 
tralſtelle in Berlin ſelbſt ſich auf feine Koſten einen Bankier anzuſchaſfen 
und Porto für Hinſendung der Banknoten und Rückſendung des baaren 
Geldes zu zahlen Auf dieſe Weiſe hat alſo eine Note in einer Propinzial⸗ 
ſtadt nicht den Werth und die Bedeutung wie eine Note in Berlin. Cs iſt 
ein weſentliche Zurückſetzung aller derjenigen, die nicht in Berlin im Beſitz 
von Noten ſind, wenn man außer der Schwierigkeit, die in dem nothwendig 
eintretenden Zinsverluſt von einigen Tagen liegt, den Inhabern der Noten 
auch noch Proviſions⸗ und Portokoſten auferlegt. Darum will mein Antrag 
die Hauptbankſtellen verpflichten, 3 en kommiſſionsweiſe die Ein⸗ 
löſung der Noten raſchmöglichſt zu beſorgen, wenn ſie nicht ſelbſt im Beſitz 
der nöthigen Baarmittel ſind. 

Als Einwand gegen dieſen Vorſchlag hat man darauf hingewieſen, daß 
es nicht darauf ankomme, daß eine Note an jedem Orte einlösbar iſt, ſo 
dern nur darauf, daß ſie überhaupt einlösbar iſt. Das muß ich entſchiede 
in Abrede ſtellen. Es kann dem Inhaber einer Note durchaus nicht damit 
gedient ſein, daß er weiß, ſein Schuldner, alſo die betreffende Bank iſt in 
der Lage, ſie zum vollen Werth einzulöſen, ſondern das Intereſſe des 
Inhabers liegt darin, daß er ſeinen vollen Betrag erhält; ob die 
Bank das Opfer zu bringen hat, kann ihm gleichgiltig ſein. enn Sie aber 
meinen Antrag nicht annehmen, ſo hat, wie ich bereits bemerkt habe, in 
einem von Berlin entfernten Platze die Note nicht den vollen Werth, ſondern 
pur den Werth abzüglich der Speſen. — Man hat ferner das Geſpenſt des 
Goldexportes an die Wand gemalt und geſagt, dieſe ganze Maßregel würde 
uns eine Beförderung dieſes Exportes ſein, wenn Jeder innerhalb der Gren⸗ 
zen, die ihm gerade paſſen, Gold für ſeine Noten bekömmt. Ich erlaube mir 
dem gegenüber an die geſtrigen Worte des preußiſchen Herrn Finanzminiſters 
zu erinnern, daß der Goldexport unter angemeſſenen Vorausſetzungen ein 
unentbehrliches Mittel des internationalen Verkehrs iſt. Wenn wir Schyl⸗ 
den an das Ausland zu bezahlen und dazu keine anderen Mittel haben, 
dann müſſen wir Gold exportiren, und wenn ein Ausländer, der ſeine Wech⸗ 
ſel auf Deutſchland hierher remittirt, um Gold zu kaufen, kein Gold bekom⸗ 
men kann, dann werden wir bald merken, welchen Einfluß das auf unſere 
Wechſel hat. — Aber wenn wirklich dieſe Maßregel nur gedacht iſt als eine 
Verhinderung des Goldexports, dann trifft fie in keiner Weile zu, da die 
Commiſſion in ihrem Vorſchlage nicht ſagt, die Reichsbankhauptcomptoire 
oder Zweiganſtalten ſollen die Einlöſung der Noten verweigern, wenn das 
Gold muthmaßlich zum Export benutzt werden wird. Der legale Leiter einer 
einer Zweiganſtalt, der nicht auf die Intentionen desjenigen zu ſehen hat, 
der die Zettel einlöſt, ſondern auf den Stand ſeiner Kaſſe, wird in dem einen 
Dir verweigern, in dem andern Falle geben müſſen, wenn er genügende 

ittel hat. Ueberdies würde dieſer Einwand viel zu viel beweiſen, er würde 
ſo weit führen, daß man überhaupt gar nicht einlöſen ſoll, denn man verlegt 
damit nur die etwaigen Exportgeſchäfte aus anderen Städten Deutſchlands 


nach Berlin hin, lindem man Berlin als die ange regelmäßige Ein⸗ 


löſungsſtelle bezeichnet, aber man verhindert dadurch in keiner Weiſe den Export. 

Geſtatten Sie mir, auch noch auf eine Bemerkung hinzuweiſen, die der 
Herr Berichterſtatter geſtern zur Sprache gebracht hat. Er hat, um ſein 
liebes Kind, den § 14, zu ſchützen, gegen eine Anfrage des Abg. v. Hoverbeck 


und gegen andere Angriffe die Aufmerkſamkeit von dieſem § 14 abgelenkt 


und ſich von vornherein gegen die Amendements zu § 18 gewendet. Herr 
Abg. b. Hoverbeck ſtellte geſtern die Anfrage, wie man ſich die Sache denke, 
wenn man Goldbarren an die Bank bringt und ſich Noten dafür geben läßt, 
aber die Noten ſofort wieder in baares Geld verwandeln läßt und da hat 
der Herr Berichterſtatter geſagt, er wolle nur darauf aufmerkſam machen, 
daß, wie ſich das bei § 18 zeigen würde, man doch nicht überall im ganzen 
deutſchen Lande baares Geld gegen Noten bekommen könne. Das war na⸗ 
türlich die Vorbereitung eines Angriffs gegen verſchiedene Amendements, die 
geſtellt ſind, und eine Begründung der Anſicht, daß man möglichſt weni 

Einlöſungsſtellen im Reiche hat. Ich glaube, wenn das der einzige Troſt 
wäre, ſo wäre das ein ſehr ſchwacher Troſt, weil dasjenige, was in anderen 
Städten Deutſchlands geſchehen kann, in Berlin auch . daſſelbe Ma⸗ 
növer, was Herr v. Hoberbeck angeführt hat, auch in Berlin ſtattfinden kann. 
Ich glaube aber, es giebt einen Troſt für die Einlöſung in Berlin und für 
die übrigen Städte in Deutſchland, nämlich den, daß überall das Mittel, 
welches Herr v. Hoberbed bezeichnet hat, nur dann ſtattfinden wird, wenn 
für den internen Verkehr ein Bedürfniß an Circulationsmitteln in Gold vor⸗ 
handen iſt, in allen anderen Fällen wird es nicht eintreten. Zum Zwecke 
des Exports wird Niemand dieſes Manöver machen, denn es würde ja nur 
die Bedeutung haben, ſich ungemünztes Gold kommen zu laſſen, es mit einem 


Verluſte von 2 pro Mille zu verlaufen und die Noten dann gegen gemünztes 
Gold einzutauſchen, es an das Ausland zu zahlen, um dann das ungemünzte 


Gold wieder in Barren ſchmelzen zu laſſen. Mir iſt das Weſentliche bei dem 
Vorſchlage einerſeits die Erleichterung des Verkehrs in den einzelnen Städten 
Deutſchlands. Die Sache hat aber noch eine höhere Bedeutung, nämlich 
wenn es auch nur eine ganz geringe Anwendung des Principes iſt, daß wir 


niemals die Centraliſation in dem Sinne verſtehen, daß ſie ihre Segnungen 


auf einen Punkt zu concentriren hat, ſondern daß wir nichtsdeſtoweniger 
eine freie Entwickelung inſoweit geſtatten wollen, als fie dem Gemeinweſen 
nicht ſchadet. Weil es ſich aber nur um eine im Verhältniß zum Princip 
geringfügige Anwendung deſſelben handelt, ſo appellire ich an diejenigen, 
welchen vielleicht das materielle Intereſſe dieſer Frage nicht hoch genug ſteht. 
Die abſolute Gleichſtellung der übrigen Städte Deutſchlands in ihrem Han⸗ 
delsverkehr mit der Reſidenz iſt nicht möglich; Berlin wird immer ſeinen 
erheblichen Vorzug behalten, den ich vorhin als den Vorzug N 
Zeitverluſtes bezeichnet habe, den man beim Umtauſch haben wird. Aber 
gehen Sie in dieſer Beziehung nicht weiter, als das Bedürfniß es verlangt. 

Bundescommiſſar Geh. Rath Michaelis: Bei dem eigenthümlichen 
Gang, den die Berathung dieſes Geſetzes genommen, war es unvermeidlich, 
daß die Bundesregierungen in Betreff der Umwaudlung der preußiſchen 
Bank in eine Reichsbank nur die Grundſätze aufftellen konnten, indem fie 
dem Wunſche des Reichstages nachkommend ihrerſeits das Vertrauen hegen 
mußten, daß der Reichstag die Conſequenzen dieſer Grundſatze ſeinerſeils in 
loyaler Weiſe ziehen würde. Der $ 18 iſt ein folder, bei dem die Bundes⸗ 
Regierungen in dieſer Beziehung das loyale Entgegenkommen des Reichs⸗ 
tages erwarten. Von dieſem Standpunkte aus bitte ich Sie, den § 18 in 
der Commiſſionsfaſſung, wie er vorliegt, anzunehmen und alle dazu geſtell⸗ 
ten Amendements abzulehnen. Die Begründung der Reichsbank hat die Ber 
deutung, daß wir für Deutſchland in dem Goldvorrathe dieſer Reichsbank 
ein Reſerpolt ſchaffen, aus welchem ſowohl die Bedürfniſſe des Verkehrs be⸗ 
friedigt werden, als auch die Mittel für den internationalen Ausgleich in ſo 
weit er durch Gold zu bewirken iſt, hergenommen werden können. Wenn 
wir aber eine ſolche Goldreſerve ſchaffen, jo thun wir dies in erſter Linie 
doch für das Inland. Wir haben nicht die Aufgabe, dem Ausland, wenn 
es Gold bedarf, daſſelbe auf Koſten der Reichsbank bis an die Grenzen des 
Reiches entgegenzuſenden (Sehr richtig!), und das iſt der Sinn und der In⸗ 
halt der Abänderungsanträge, die hier vorliegen. Der Antrag Telllampf zu 
dieſem Paragraphen geht in der That noch weiter als ſein geſtriger Antrag, 
der nur Noten mit voller Baardeckung haben wollte. Denn er würde ges 
radezu für die Reichsbank die Nothwendigkeit herbeiführen, nicht nur volle 
Baardeckung, ſondern noch etwas mehr als volle Deckung zu halten. Denn 
wenn die Reichsbank verpflichtet iſt, jeden Betrag ihrer Noten, der bei irgend 
einer Filiale zur Präſentation kommt, ſofort einzulöſen, jo erwägen Sie 
ſelbſt, wie groß die Bavrvorräthe ſein müſſen, die ſie bei allen ihren Filialen 
halten muß. Der Abg. Tellkampf hat auf die franzöſiſche Bank hingewieſen 
und angeführt, ſie ſei verpflichtet, bei allen ihren Filialen ihre Noten auf 
Sicht einzulöſen. Ich vermag die Richtigkeit dieſer Angabe nicht zu contro⸗ 
liren, aber wie die Verpflichtung der franzöſiſchen Bank auch geſtellt ſein mag, 
es iſt dabei eben die rg maßgebend, daß in Frankreich die Dop⸗ 
pelwährung beſteht, jo daß alſo die franzöſiſche Bank in der Lage iſt, dem. 
der baar Geld verlangt, jedesmal Geld von demjenigen „Material“ zu bieten, 
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Fenommen wird, fo 


erſtaunt, daß die Regierung ihre eigenen Vorſchläge 


von dem Geſichtspunkte aus, daß das 


da er nicht verlangt. Wir dagegen baben die einfache Goldwäbrunz, die 


Reichsbank iſt alſo nicht in dieſer Lage. 

Sodann, wenn man die Verpflichteang aufſtellt, jo können Jahre hingehen, 
wo fie nicht ernſthaft genommen "rd und die Bank ganz ungeſtört operirt. 
Sobald die Verpflichtung aber, einmal wirklich bei allen Filialen ernſthaft 
57 es nur einen Ausweg, naͤmlich die a 
der Baarzahlungen und deshalb warne ich Sie dringend, auf den Antrag 
Baan, zugeben. Die Inderen Anträge beziehen ſich darauf, daß die 
Bank auf ihre Koſten dafl ſorgen ſoll, daß dem inneren Verkehr die erfor⸗ 
derlichen Zahlungsmittel in Gold geboten werden. Dieſer — wird 
aber bereits durch die Jeſtimmungen des vorliegenden § 18 in Verbindung 
mit § 13 genügt. Wer letztere verpflichtet die Reichsbank, für die Regelung 
des Goldumlaufs „ind die Erleichterung' der Zahlungsausgleichung zu ſorgen 
und § 18 miederholt die Beſtimmung, die für die Peeußiſche Bank in Gel⸗ 
tung iſt, und dieſelbe in die Lage ſetzt, auch bei ihren Filialen der Einlöſung 
ihrer Noten zu genügen. Was darüber hinausgeht, es mag ſo vorſichtig 
en ſein, wie es wolle, kommt immer zu dem Endergebniß, daß die 
Bank auf ihre Koſten das Gold zum Export in die Erportpläße ſchaffe und 
dazu haben wir keine Veranlaſſung. Der letzte Redner meinte, es wäre 
eine N Berlins vor Hamburg, um es gerade heraus zu 
ſagen, wenn die Noten unbedingt nur in Berlin eingelöſt würden. Ja, meine 
Herren, es iſt auch eine Bevorzugung der Exporteure Berlins, wenn die 

ank auf ihre Koſten das Gold nach Hamburg bringen muß. Denn der 
Berliner kann ebenſogut über Hamburg disponiren als nach der Voraus⸗ 
ſetzung des Entwurfs der Hamburger über Berlin. Aber ich gehe weiter. 
Der Privatmann, welcher über Gold disponirt und Gold von Berlin nach 
Hamburg verſendet, kann das viel billiger machen, als die Bank, die als 
Öffentliches Inſtitut bei der Verſendung ganz andere Kautelen nehmen muß. 
Die Bank wird den vollen Werth declariren müſſen, der Privatmann ver⸗ 
ſendet Geld überhaupt nicht per Poſt, ſondern er nimmt es wahrſcheinlich 
als Paſſagiergut mit. Sie würden alſo die Reichsbank verpflichten, für den 
Zweck des Exports zum Exportplatze größere Koſten aufzuwenden als der 
Privatmann, der den Export über einen Seeplatz bewirken will, aufwendet, 
wenn er das Gold in Berlin holt und nach dem Seeplatze ſchafft. Jeden⸗ 
falls bitte ich Sie, an dem einen feſtzuhalten: die Reichsbank iſt ein Inſtitut 
Ir das Reich und die Bedürfniſſe des inneren Verkehrs des Reiches, fie hat 

odann die Aufgabe, die nöthige Goldreſerve zu erhalten, um auch vorüber⸗ 
gehende Goldausgleichungen des ausländiſchen Verkehrs zu ermöglichen, ſie 
bat aber nicht die Aufgabe, den Export von Gold auf ihre Koſten und auf 
Koſten des Reiches zu unterſtützen. ; } 

Abg. Sonnemann: Ich habe in der Commiſſion für die Beſeitigung 


der Beſtimmung b. des § 18 der Regierungsvorlage geſtimmt und mich 


bei meinem Votum nicht beſtimmen laſſen durch den größeren oder gerin⸗ 
geren Export an Gold. In dieſem Punkte ſtehe ich auf dem Standpunkte, 
den uns der Finanzminiſter hier geſtern vorgeführt hat. Ich will, daß Jeder, 
der ein legitimes Geſchäſt gemacht hat, berechtigt ſein ſoll, ſeine Verpflich⸗ 
tungen auch in Gold an das Ausland oder Inland zu zahlen, und nur wenn 
dieſer Grundſatz allgemein anerkannt wird, können wir die Metallwährung 
überhaupt im deutſchen Reiche erbalten. Mich hat bei dieſer meiner Abſtim⸗ 
mung die Ueberzeugung geleitet, daß wir ſönſt der Bank eine Verpflichtung 
auferlegen würden, der ſie unter Umſtänden nicht nachkommen könnte In 
regelmäßigen Zeiten gebt die Sache ganz glatt. Die Preußische Bank löſt an 
allen größeren Plätzen die Banknoten nach Bedürfniß ein, und dieſe gute 
Gepflogenheit wird wohl auch ohne 1 5 auf die Reichsbank übergehen. 
Allein in außergewöhnlichen Zeiten könnte ein Sturm gleichzeitig an einer 
Reihe von Plätzen ſtattfinden. Wir können gar nicht wiſſen, wie groß die 


Zabl der Städte, die über 100,000 Einwohner haben, in etwa 10 Jahren 


jein wird. Darum habe ich gegen dieſen Satz geſtimmt. Dagegen kann ich 
das Haus nur erſuchen, den Antrag Wolffſon anzunehmen. Dieſer Antrag 
hat gar keine Gefahr für die Reichsbank oder für eine ihrer Filialen. Wenn 
wir wirklich durchführen wollten, daß Jedermann, der eine Note hat, auch 
bei der ihm zunächſt liegenden größeren Bankſtelle Gold dafür haben kann, 
ohne der Reichsbank unerfüllbare Verpflichtungen aufzuerlegen, ſo können wir 
dieſem Antrage obne Bedenken zuſtimmen. Die Reichsbank wird dadurch zu 
einem Commiſſionär; fie iſt nicht mehr auf eine dreitägige Friſt beſchränkt, 
wie ſie der Antrag Rohland will, ſondern fie kann, auch wenn die Einlöſun⸗ 
gen ſich drängen ſollten, 4, 5, 6 oder 8 Tage warten. Es ſind ihr in dieſer 


zu gar keine Vorſchriften gegeben. Dagegen stellen Sie allerdings durch 


nnahme des Antrages die verſchiedenen Handelsplätze gleich. Die Sache 


ſinlt zu einer Portofrage herab und zwar zu einer kleinen; denn in gewöhn⸗ 
lichen Zeiten wird die Frage gar nicht zur Geltung kommen, und auch bei 


außerordentlichen Zeiten wird dies Commiſſionsgeſchäft nur in ganz verein⸗ 


zelten Fällen verlangt werden. 


Zu einem „rune auf die Bank kann daſſelbe niemals benutzt werden; 


denn die Leute, die aus irgend einem Bedenken gegen die Sicherheit der 
Bank kommen würden, um ihre Noten einzulöſen, werden die Noten nicht 


hinterlegen und warten, bis ſie Gold bekommen. Es kann dies alſo nur 
dem wirklich legitimen Geſchäft und zur Aufrechterhaltung der Goldwährung 
dienen Daß wir damit das Gold an die Grenze ſchaffen, ſehe ich gar nicht 


ein. Der kleine Unterſchied, der hier beſteht, wird den Goldexport nicht auf⸗ 


halten. Es wird demjenigen, der eine Goldausfuhr beabſichtigt, ein kleiner 


Koſtenaufwand bereitet, der aber in der That den Golderport niemals ver⸗ 
hindern wird, denn dieſe Dinge ſind bei der Goldwährung ganz andere als 


bei der Silber⸗Währung, das inländiſche Porto fällt bei der erſteren gar 
nicht in ſolchem Maße ins Gewicht. Das Amendement Rohland, das eine 
Friſt von 3 Tagen feſtſetzen will, könnte allerdings dahin führen, die Sache 


zu erſchweren, um ſo mehr, als es von allen Zweiganſtalten ſpricht; während 


das Amendement Wolffion nur von Reichsbankhauptſtellen ſpricht. In dem 
letzteren ſehe ich keinerlei Erſchwerung der Verpflichtung an der Bank, wohl 
aber eine größere Annehmlichkeit für das geſammte Publikum und eine 
größere Sicherheit für die Aufrechterhaltung der Goldwährung. 

Abg. Windthorſt: Die Reichsbank it geſchaffen für das Reich und 
nicht für Berlin allein. 3 dem Wortlaut des § 18 liegt keinerlei Ver: 
pflichtung, die Noten der Filialen einzulöſen, dieſe aber halte ich für abjolut 


geboten. Indem ich den Antrag ftellte, die Regierungsvorlage widerherzuſtellen, 
iſt es mir nicht entfernt in den Sinn gekommen, den Goldtrausport irgendwie 


zu begünf u Wenn ich aber von Seiten der Regierungsbank alle die 
ängſtliche Sorgfalt ſehe, mit der man die Goldmünzen ſicher zu ſtellen ſucht, 
dann ſcheint mir beinahe daraus hervorzugehen, daß in unſerem neuen 
Münzſyſtem etwas faul ſei. Weil ich es alſo für unbedingt nothwendig 


balte, daß die Reichsbank für alle Theile des Reichs gleichmäßig nützlich ſei, 


will ich die Beſtimmung wiederhergeſtellt wiſſen, die die urſprüngliche Regie⸗ 
rungsvorlage enthielt, und das bezweckt mein ran 2 e 
eute bekämpft. 

Abg. Dr. Wolffon: Der Herr Regiexungscommiſſar hat meinen Antrag 
fo dargeſtellt, als ob er im ſpeciellen Intereſſe Hamburgs und zwar noch 
beſſer, im ſpeciellen Intereſſe der Hamburger Goldexporteure geſtellt wäre. 
Wenn ich in irgend einer Vorlage finde, daß die Intereſſen Hamburgs in 


ungerechtfertigter Weiſe gegen andere Intereſſen zuruͤckgeſetzt würden, ſo 


würde ich keinen Anſtand nehmen, dieſe ſpeciellen 


t Intereſſen zu vertreten; 
ich würde dann aber auch 


ſagen, daß ich dieſe ſpeciellen Intereſſen vertrete. 


Der vorliegende Antrag unterſcheidet ſich von dem Antrag der Regierung 


nur dadurch, daß er Hamburg etwas weniger und einer Reihe anderer Städte 
etwas mehr giebt. Ich habe ſelbſt nichts Derartiges geſagt, daß ich im ſpe⸗ 
ciellen Intereſſe Hamburgs hier aufträte, und wenn ich das nicht ſage, ſo 
ebe ich Niemand, und wäre es auch Jemand auf der Regierungsbank, das 
cht, mir eine ſolche ſpecielle Abſicht unterzuſchieben. 
Berichterſtatter Dr. Bamberger: Ich kann nicht genug darauf anf: 
merkſam machen, daß ich ganz in Uebereinſtimmung mit dem, was der Herr 
Vertreter der verbündeten Regierungen auseinandergeſetzt hat, einen ganz 


bedeutenden Verſtoß gegen die Oeconomie und die Grundanlage des Geſetzes W 


und gegen das ſegensreiche Wirken der Organiſation, die wir einſetzen, darin 
ſehen würde, wenn Sie eines der hier vorgeſchlagenen Amendements an⸗ 
nehmen ſollten. Zwar iſt das Syſtem des Herrn Dr. Tellkampf mit ſo 
großer Mehrheit bereits vom Reichstage abgelehnt worden, daß es nicht 
nöthig wäre, auf eine Conſequenz deſſelben, die er nun wieder vorbringt, 
a Aber gerade der vorliegende Antrag des Herrn Tellkampf 
cheint mir dazu geeignet, zu zeigen, wie ſtark ſämmtliche uns hier gemachten 
Vorſchläge gegen das Princip des Mi verſtoßen würden; denn er geht 
1 } 1 des Publikums ſoweit ber⸗ 
folgt werden müſſe, im Dienſte der Bank, daß die Bank felbit darüber rui⸗ 
nirt werden kann. Nicht einfach gleichlautende Deckung wäre nach dem 
Syſtem des Herrn nun nöthig, ſondern vielleicht das Zehnfache, was 
die Banken aller Orten zugleich zahlen müßten. 
Herr Dr. Tellkampf bat nun auch gejagt, die Franzöſiſche Bank habe die 
Verpflichtung, überall ſofort einzulöſen. Es iſt vielleicht etwas verwegen von 
mir, wenn ich meinem ſehr gelehrten Freunde, der ja ex proſesso berufen 


iſt, dieſe Dinge zu lehren, hier nicht beipflichten kann. Aber er wird mi 
doch ſchließlich jelbft recht geben, daß er ſich in einem tbatjächlichen Irrthum 


befindet. Er beruft fi auf das erſte hier einjchlägige Geſetz. Als daſſelbe 
erlaſſen wurde, gab es aber noch keine Bank von Frankteich, ſondern nur 
eine Bank von Paris. Dieſe wurde blos für Paris geſchaffen. Als nun 


fpäter 1806, ein Geſetz erlaſſen wurde, durch welches die Comtoirs eingeſetzt 


wurden, ſtand die Beſtimmung darin, daß die Comtolrs perpflichtet wären, 
einzulöſen, d. h. 8 daß die Comtoirs der Bank nur ihre eigenen Billets 
einzulöjen haben. komme ich auf die anderen Anträge, welche wollen, 
daß mit mehr oder weniger Friſt⸗Beſtimmungen und Erleichterungen die 
Banken verpflichtet wären, 925 zahlen. Da muß ich mir doch erlauben, mich 
mit den Herren über den weiden Einlöͤſungspflicht etwas auseinander⸗ 
zuſetzen, Sie ſcheinen mir zwei Dinge mit einander zu verwechſeln, die nicht 
zuſammen gehören. Der Begriff der Einlöſungspflicht in dieſer Bankgeſetzgebung 
iſt nicht der, daß eine Bank verpflichtet iſt überall zu zahlen, ſondern der, 
daß die Bankbillets zu jeder Zeit einlösbar ſeien. Zu dieſem Zwecke muß 
ſich die Einlösbarkeit auf Einen Punkt beſchränken. Es ſoll die Bank, wie 
ein ſolvables Geſchäftshaus, gebunden fein, an einem beſtimmten Punkte 
ihre Verpflichtungen einzulöſen; dafür iſt geſagt: ſo lange die Reichsbank 


beiſpielsweiſe ihre Billets bei der Präſentation am Schalter jeden Augen: P 


blick ohne Schwierigkeiten bezahlt, iſt ſie ſolvent. Das iſt der eine Sinn der 
Einlöſungspflicht. Der zweite Sinn iſt der, daß, wo das Publikum wirklich 
Münzen braucht, die Bank die Verpflichtung haben ſoll, ihm ſolche Münzen 
zu geben. Es iſt dafür geſorgt dadurch, daß die Bank, als ein gut geführtes 
Geſchäft, das ſich nicht discreditiren darf, das ohnehin im Reiche unter der 
Oberleitung des Reiches ſteht, überall ſolche Vorräthe haben muß, daß ſie 
auch dem Publikum dienen kann. Das braucht nicht vorgeſchrieben zu wer⸗ 
den, weil ſich eine Grenze nicht ziehen läßt. ae 

Nun ſagt der Herr, in drei Tagen könne doch nützlich fein, Geld zu be 
kommen. Diejenigen, welche ſo ſehr das Publikum bier in Schutz nehmen 
und wollen, daß es eg Augenblick für zufällig herunterregnende Bedürf⸗ 
niſſe Gold an jeder Kaſſe der Bank ſoll haben können, die vergeſſen, daß hier 
auch nur von einem Paar Stellen die Rede iſt, an denen die Bank das thun 
ſoll, daß ſie ihr unmöglich die Pflichten auferlegen können, an jeder Zweig⸗ 
Anſtalt binnen drei Tagen das Geld berbeizuſchaffen, da ſonſt in einem 
Augenblicke des Schreckens die Bank wirklich in eine unmögliche Lage gebracht 
werden würde. Vergeſſen Sie nicht, daß bei einer ſolchen ſoliden Bank und 
namentlich bei Gold⸗Circulation die Note vollſtändig äquivalent iſt dem Golde 
und vaß für die Bedürfniſſe der Fabriken, der Arbeiterlöhnungen ꝛc. das Be⸗ 
dürfniß nach Silberzahlung immer noch größer ſein wird, als nach Gold. 
Und wie ſoll denn die Sache prakliſch gemacht werden? Heute kommt alſo 
z. B. Jemand in Köln oder in Magdeburg und verlangt eine Million Gold 
für Noten und ſoll das Geld in drei Tagen erhalten. Wird die Bank ihm 
ſagen: ſei ſo gut und deponire einmal deine Million Noten während der 
drei Tage; das fällt ihm gar nicht ein, er giebt die Noten nicht, ſondern 
geht weg und holt ſich wo anders Gold. (Heiterkeit) Oder die Bank muß 
ihn dieſer Nothwendigkeit entheben, dann meldet er ſich an, nach drei Tagen 


* 


rr 


fehr er üuſcht, ! Santggenfinen haben und nachber 1 5 


melken, die in ihren Stall gelockt wurde. 84 
ie Reichsbank⸗Verwaltung gründet auch nur da Agenturen, wo eine 
Nothwendigkeit des allgemeinen Verkehrs vorhanden iſt. Der Bundesrath 9 


fait gleichkommen. 

Die Liſte iſt nicht ganz vollſtändig, aber ich kann ſagen, daß 1873 von 
95 Orten und 1874 von 99 Orten eine Communalſteuer erhoben wurde, 
alſo von noch nicht % der Orte, wo ſich Filialen befinden. Trotzdem betrug 
das Facit ſchon gegen 150,000 Thlr. Bezüglich der Belaſtung beſtehen große 
Verſchiedenbeiten, ſo daß z. B. eine Gemeinde, in der die Bank ſehr Bon 
Geihäfte macht, doch nur geringe Gemeindeſteuern erhebt und umgekehrt. 
Dabei iſt nicht zu vergeſſen, daß die preußiſche Bank eine Reihe von Privi⸗ 
legien genießt, welche ganz mit Recht der Reichsbank nicht zuſtehen werden, 
z. B. die Verwaltung geſetzlicher Depoſiten; andererſeits wird die Reichsbank 


bat er eine ganz andere Verwendung G und kommt nicht wieder und eine Reihe von Laſten tragen, z. B. die unentgeltliche Kaſſenverwaltung für 
H 


die Bank iſt in den April geſchickt. 


Herr Bundesbevollmächtigte des Königreichs Sachſen iſt ſo gütig geweſen, da preußiſche 


eine ähnliche Beſtimmung in den ſächſiſchen Vorſchriften beſteht, ſich in 
Dresden zu erkundigen, und es iſt keine genügende Aufklärung darüber ge⸗ 


kommen, wie man ſich die Sache denkt. Eine dreitägige Einlöſungspflicht iſt ſtand. Hier aber ſtehen die Communen nur unter der 


„ich babe mich erkundigt und der das Reich, welche der preußiſchen Bank nicht oblagen. Außerdem hatte die 


Bank doch die Garantie, daß die a J 
ſelbſt unter derſelben ſtaatlichen Oberauſſicht ſtehen, daß wi alſo eine Art 
ausgleichender Gerechtigkeit für exorbitante Fälle wenigſtens in Ausſicht 
ufſicht der Landes⸗ 


keine Einlöſungspflicht. Nun komme ich auf das Amendement Wolffſon, regierungen, während die Reichsbank dem ganzen Reiche angehört; bier find 
welches uns, wie es ſcheint, ganz beſonders zur Gerechtigkeit anſpornen ſoll. wir alſo in Gefahr, daß die Landesregierungen communale Beſtimmungen 
Ich will die Susceptibilität des Herrn nicht noch einmal auf die Probe ſtellen, in Ortsſtatuten begünſtigen, welche der Reichsbank ſehr zu nahe treten. 


und damit ich ihm gar nicht zu nahe trete, überhaupt von ſeinem Amende⸗ Jedenfalls kann man mit dem 


rincip der Communalbeſteuerung der Reichs⸗ 


ment nicht mehr ſprechen, ſondern von der, dieſem Amendement ganz ana- dank keinen feſten und gleichmäßigen Rechtszuſtand ſchaffen. Laſſen Sie das 


logen Petition der Hamburger Handelskammer, die ſich nicht bekreufigen 


Nun iſt hier an das Princip der Gleichbeit appelliry; Hamburg dürfe 


nicht zurückgeſtellt werden binter Berlin, und das ſagt man in einem Ton 
Der Magiſtrat von Thorn bemerkt, er würdel durch den Wegfall der; heute 


von Guthmüthigkeit, daß man wirklich gleich im Augenblicke verſucht ſein 


f ekreuſigen Reichsfaß auch hier nicht anzapfen! 
wird, wenn man ſagt, fie vertrete Hamburger Partikular⸗Intereſſen (Heiterkeit). 5 8 
von Petiuonen, welche meiſt von Communalvertretungen ausgehend, ſich 


Abg. Georgi berichtet Namens der Bankcommiſſion über eine Reihe 


egen eine Exemption der Reichsbank von den Gemeindeſteuern ausſprechen⸗ 


ſoll, über die Ungleichheit dieſes Verfahren Zeter zu ſchreien. In Wirklichkeit von der dortigen Filiale erhobenen Gemeindeſteuer einen Ausfall von jährlich 


ſoll aber nichts weiter als ein Privileg für Hamburg geſchaffen werden. 
Hamburg ſoll beſſer geſtellt werden als 
iſt, ſo wird entweder der 
ehen, weil man das Gold ſoglrich auf das Schiff bringen kann, oder der 
ihm ſchreiben wird: „Sei N 
Filiale und laß Dir Gold dafür geben; Du verdienſt dabei eine Heine Pro: 
viſion.“ — Nun hat der Aug. onnemann zu meinem großen Bedauern 
geſagt: Es kämme auf den kleinen Portounterſchied hier nicht an. Von 
einem ſo ſachverſtändigen Mitgliede ſollte doch wirklich ein Argument nicht 


Berlin, denn da es ein Seehafen 
Goldexport, wenn er rentirt, von dort aus leichter nur durch den Man 
ſtimmung links.) f 
amburger Banquier wird eine Proviſion von dem Berliner verdienen, der auch für die Steuerfreiheit aller übrigen Zettelbanken eintreten würde. (Zu⸗ 
fo gut und präſentire die Noten dort an der ſtimmung.) ; } 
der Preußiſchen Bank nicht durchführbar geweſen iſt, vielmehr beſtehen da⸗ 
rüber, wenigſtens in ganz Norddeutſchland dieſelben Grundsätze und wenn 
einige Communen trozdem von der Beſteuerung der Bankfilialen abgeſehen 
; haben, ſo geſchah es, weil fie dieſer Einnahme nicht bedurften. Aber ſelbſt, 


3000 Thaler haben. 


t: Die Ausführungen des Abg. Oppenheim werden 
einer jeden Sachkenntniß deſſelben verſtändlich. (Bu? 
enigſtens hätte man darnach erwarten müſſen, daß er 


Abg. . 
L 


Es iſt übrigens unrichtig, daß eine gleichmäßige Beſteuerung 


vorgebracht werden, was bereits Gemeingut der Laien geworden iſt (Heiter- wenn ſolche Gleichmäßigkeit nicht beſtanden hätte, fo liegt darin doch kein 


keit), daß es hier gerade auf ſolche Kleinigkeiten ankommt. 4 
gar nicht zweifeln, daß hier immer in der Pedition der Hamburger Han⸗ 
delskammer (Heiterkeit) — wirklich locale Intereſſen vertreten ſind, hat au 
ſchließlich noch ein Appel ſtattge unden an die politiſche Idee, die ſehr be⸗ 
droht werde in der Geſtalt der Ungleichheit der Centraliſation, die nach 
Berlin wieder präpanderiren ſoll. Damit wir nicht irre gehen in dieſer 
Auffaſſung, hat auch der geehrte Herr Abg. Windthorſt ſogleich das Argu⸗ 
ment herausgegriffen und uns deutlich gezeigt, auf welche Unterſtützung die 
Idee zu rechnen hat, die uns davor warnt, Berlin wieder einmal zu be⸗ 
ünſtigen und andere Städte zurückzuſtellen. Wenn die Bank entweder in 
8 oder in Meppen ſäße (Heiterkeit) mir wäre es ganz egal, wenn 
fie nur an einer Stelle zu zahlen verpflichtet wäre. Da fie nun leider nicht 
anderswohin verſetzt werden kann, als nach Berlin — ich bin auch nicht 
ſehr glücklich darüber, daß Berlin die Reichshauptſtadt iſt, ich habe auch 
manches daran auszuſetzen (Heiterkeit) ſo müſſen wir uns beſcheiden, wenn 
wir das Princip anerkennen, daß wir fie auch an dem Puukte laſſen, wo 
fie ihre Verpflichtungen erfüllen kann. Ich bitte Sie, ſuchen Sie nicht, indem 
Sie das Princip, die Bank dem Publikum nützlich und dienſtbar zu machen, 
Beal.) es bis zum Exceß zu treiben und die Bank ſelbſt zu ruiniren. 
eifall. 

Bei der Abſtimmung werden bierauf alle Amendements abgelehnt und 
der $ 18 in der Sallung der Commiſſionsbeſchlüſſe angenommen. 

§ 19 lautet: Die Reichsbank iſt verpflichtet, die Noten der vom Reichs⸗ 
kanzler nach der Beſtimmung im $ 45 dieſes Geſetzes bekannt gemachten 
Banken ſowohl in Berlin, als auch bei ihren Zweiganſtalten in Städten von 
mehr als 100,000 Einwohnern oder am Sitze der Bank, welche die Noten 
ausgegeben hat, zum vollen Nennwertbe in Zahlung zu nehmen, fo lange 
die ausgebende Bank ihrer Noteneinlöſungspflicht pünktlich nachkommt. Die 
auf dieſem Wege angenommenen Banknoten dürfen nur entweder zur Ein⸗ 
löſung präfentirt oder zu Zahlungen an diejenige Bank, welche dieſelben aus: 
gegeben hat, oder zu e an dem Orte, wo letztere ihren Hauptſitz 
hat, verwendet werden. Die Reichsbank iſt ermächtigt, mit anderen deutſchen 
Banken Vereinbarungen über Verzichtleiſtung der letzteren auf das Recht zur 
Notenausgabe abzuſchließen. 8 

Hierzu beantragt Abg. Scipio: anſtatt „100,000“ zu ſetzen „80,000. 

Nachdem der Antragſteller ſein Amendement kurz empfohlen wird daſſelbe 
vom Hauſe angenommen und damit § 19. l 

ach § 21 ſind die Reichsbank und ihre Zweiganſtalten im geſammten 
Reichsgebiete frei von ſtaatlichen Einkommen⸗ und Gewerbeſteuern, während 
ſie nach dem urſprünglichen Wortlaute der en auch von den 
communalen Einkommen⸗ und Gewerbeſteuern befreit fein ſollten. 

Die Abgg. v. Denzin und v. Schauß beantragen übereinſtimmend, 
den Wortlaut der Regierungsvorlage wiederherzuſtellen. 

Abg. Dr. Oppenheim: Das Amendement, welches ich mit Herrn don 
Schauß geſtellt habe, bezweckt die Wiederherſtellung der Regierungsvorlage, 
eine Tendenz, welche für unpopulär an und jelbit von nahen politiſchen 
Freunden bekämpft werden wird. enn man in Deutſchland überall eine 
gleichmäßige communale Gewerbeſteuer hätte, wenn überhaupt die commu⸗ 
nale Beſteuerung in einer ſyſtematiſchen Weiſe ſchon gleichmäßig geregelt 
wäre, ſo würde ich zwar meine Anſicht in dieſer Sache nicht verändern, aber 
ein Theil der Argumente, welche ich dafür anführen kann, fiele dadurch weg. 
ie aber jetzt die Sache liegt, wo Niemand ſagen kann, was unter commu⸗ 
naler Gewerbe⸗ und Einkommenſteuer zu verſtehen is wo Niemand vorher 
ſagen kann, wie und nach welchem Princip an dieſem oder jenem Orte der 
Beſteuerungsmodus angewendet werden würde, da ſcheint es mir bei der vor⸗ 
liegenden Annarchie der communalen ae zumal in Norddeutſchland, 
ganz unmöglich, ein Inſtitut, wie die Reichsbank in blanco zum Voraus 
mit gebundenen Händen und Füßen dieſer Art der Behandlung zu überlaſſen. 
Was nun etwa die Variation zwiſchen communaler Gewerbeſteuer oder com⸗ 
munaler Einkommenſtener betrifft, fo iſt ſchon gar nicht feſtzuſtellen, daß hier 
prineipiell unterſchieden würde. Es wird wohl zumeiſt bei den juriſtiſchen 
Perſonen, welche der Communalbeſteuerung unterliegen, nach dem Erträgniß 
geſorſcht. Wie wollen Sie aber das Erträgniß einer Bankfiliale oder Bank⸗ 
agentur auch nur annähernd beſtimmen? Die Sache iſt von vornherein in 
das Belieben der Cemmunen geſtellt, zumal da wir fo unendlich viel ver⸗ 
ſchiedenartige Communalſteuerſyſteme beſitzen und eine ſehr ungenügende 
Staatsauſſicht über dieſelben. Nun find unſere Communen bekanntlich nicht 
blöde und haben auch ein Recht, es nicht zu ſein bei der ſteigenden Be⸗ 
laſtung, die ihnen in der neueren Zeit auferlegt iſt; aber was leiſten die 
Communen den Bankagenturen dafür, daß fie fie beſteuern? Die Bankagen⸗ 
turen aber leiſten den Communen ſehr viel in Bezug auf die Gewährung 
von Credit und die Hebung des Gewerbes überhaupt; und ſie verdanken den 
Communen nichts, als den Ort, wo ſie ihre Geſchäfte machen, die nicht 
einmal alle local begrenzt find. Ueberdies ift es den meiſten Orten ſelbſt 


Und damı wir Motiv für die gänzliche Befreiung von der Steuer. 
Der Abg. Oppenheim fragt dann: Welche Vortheile bringen die Communen 
ch, den Bankanſtalten? 


Guſtimmung links.) 


Aehnliche Fragen kehren bekanntlich bei allen denen 
wieder, die recht wenig Steuern zahlen wollen und das größte Geſchrei über 
die ſchlechten Zuftände in den Gemeinden erheben. (Heiterkeit und Zuſtim⸗ 
mung links) Wenn er es ferner beklagt, daß die Bank den Communen 
nicht die Bedingungen für die Errichtung von Niederlaſſungen vorſchreiben 
kann, ſo iſt es ja leider allerdings richtig, daß von Seiten des Staates viel⸗ 
fach den Gemeinden gegenüber in ſo kleinlicher Weiſe verfahren wird — 
aber dieſe Praxis hier öffentlich im Reichstage als empfehlenswerth zu be⸗ 
zeichnen, das geht doch über meinen Horizont. (Heiterkeit) Trotz ihres Na⸗ 
mens iſt die Reichsbank vielmehr Pripatinſtitut, als die preußiſche. Sie ber 
ſteht lediglich aus Privatcapital und wenn Sie fie für ſteuerfrei erklären 
wollen, jo machen Sie damit den Actionären ein Geſcheuk, zu welchem gar 
keine Veranlaſſung vorliegt, und Sie ſchaffen damit Anno 1875 in diejelben 
ein Privilegium, an das man ſogar bei Errichtung der preußiſchen Bank 
nicht gedacht hat. Sie bringen durch die Annahme eines der Amendements 
viele Städie, die auf die heutige Einnahme angewieſen ſind, in die größte 
Verlegenheit und treffen zudem eine Beſtimmung, welche gar nicht in dieſes 
Geſetz gehört. (Beifall links.) * 

Präſident Delbrück: Mir ſcheint es der Gerechtigkeit und Billigkeit zu 
entſprechen, wenn Sie die Regierungsvorlage wieder herſtellen. Der Vor⸗ 
redner hat nur die Fälle erwähnt, wo eine Kommune ſo glücklich iſt, von 
ihrer Befugniß der Beſteuerung keinen Gebrauch zu machen und hat in dieſem 
Verhältniſſe keine Schwierigkeit geſehen. Anders liegt aber die Sache in 
Baiern, wo laut Gejeg Inſtitute, welche nicht zu Staatsſteuern herangezogen 
werden, auch von Kommunalſteuern befreit ſind. Sie würden dann das Ver⸗ 
baltniß haben, daß den bairiſchen Kommunen eine Beſteuerung verboten iſt, 
die in Preußen geitattet iſt. Die Reichsbank hat die Aufgabe, da wo es der 
Verkehr erfordert, Zweiganſtalten zu errichten, ſie kann ſogar durch Beſchluß 
des Bundesraibs dazu gezwungen werden. Wenn ſich eine juriſtiſche Perſon 
455 0 in einer hochbeſteuerten Kommune etablirt, ſo kann ſie ſich zwei⸗ 
ellos über die von ihr erforderte Steuer nicht beklagen, anders verhält ſich 
aber die Sache hier, wo das Inſtitut mit ſeinen Niederlaſſungen keine freie 
Hand hat. — Wenn der Vorredner hervorgehoben hat, die Steuerfreiheit 
ſtehe nicht einmal in der preußiſchen Bankordnung, fo überſieht er, daß die⸗ 
ſelbe von 1846 datirt, die preußiſchen Kommunen aber erſt 1853 in die Lage 
gekommen find, die Bankfilialen zu beſteuern. Ich verſtehe endlich die ſitt⸗ 
liche Entrüſtung nicht, mit welcher Herr Grumbrecht ſich darüber ausſpricht, 
daß ein Inſtitut es ſich überlegt, ob es mit Rückſicht auf die Höhe der Steuern 
räthlich iſt, ſich an einem beſtimmten Orte niederzulaſſen. Ichggglaube die 
Reichsbank wird es ſich ſehr zu überlegen haben, ob ſie ihre Filiale in Thorn 
beibehalten ſoll, wenn ihr die an 1 05 Ausſicht blüht, ſtatt 1200 Thlr. 
wie bisber, 3000 Thlr. Steuern bezahlen zu müſſen. Die Schwierigkeiten, 
welche aus der Kommunal⸗Beſteuerung für die Bankverwaltung eniſtehen, 
find unvergleichlich größer, als die Schwierigkeiten, welche den Kommunal 


Communalverwaltung und ſie 


für die Reichsbank ein beſonderes Recht und können dies doch nur in dieſem 
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i 
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verwaltungen von den Exemptionen erwachſen. Schon die Reklamationen 


gegen die Kommunalſteuern find viel ſchwerer, wie gegen Staatsſteuern⸗ 
Aus allen dieſen Gründen bitte um Wiederherſtellung der Regierungsvorlage⸗ 

Abg. Flügge: Mag auch die Reichsbank ein für ſich erwerbendes In⸗ 
ſtitut ſein, ſo handelt ſie doch dabei im öffentlichen Intereſſe. Die Beibe⸗ 
haltung der communalen Beſteuerung — und das it der Kernpunkt der 
Sache — käme praktiſch auf eine Doppelbeſteuerung heraus, da jeder An⸗ 
theilsinhaber ſchon ſo wie ſo von 3 Gewinnſt beſteuert wird. Der Ge 
jammtgewinnft der Bank wird außerdem nach dem Umſatz der Filialen auf 
dieſe repartirt, ſo daß es ſich leicht ereignen kann, daß eine Bankſiliale wegen 
einer gewiſſen Einnahme zur Steuer herangezogen wird, während ſie thal⸗ 
ſächlich mit Verluſt gearbeitet hat. g 3 

Abg. Dr. Braun: Ich glaube, es wird von beiden Theilen zu ſchwat 
gemalt; ſowohl von denen, welche die entſetzlichen Folgen der Steuerfreih 
der Reichsbank ſchildern, wie von denen, welche ein ſo e or 
mälde bon den Folgen der Beſteuerung entwerfen. Die Preußiſche Bank iſt 
nachweislich mit ihrer Beſteuerung recht gut gefahren, und ihre Antheils⸗ 
eigner nicht minder. Die Specialderwaltungskoſten derſelben haben 1872 
717,000 Thlr. und 1873 887,000 Thlr. betragen, wovon nur eine ſehr klein 
Quote auf die Steuern fällt. Nachdem die 8 Notenſteuer geſtrichen⸗ 
und damit eigentlich die Beſteuerung der Noten überhaupt gefallen iſt — 
denn die öprocentige Steuer hat keinen ſiscaliſchen Zweck, fie iſt eigentlich 
nur ein deus terminus, der eine beſtimmte Stelle markirt — nachdem 111 
damit den Antheilseignern ein Geſchenk von ungefahr einer Million gemach 
baben (bört! links) ſehe ich nicht ein, weshalb wir außerdem das uti pos 
zidetis opfern, d. b. den beſtehenden Zustand, ohne daß er beſondere Miß⸗ 
ſtände ergeben, aufgeben ſollen. So einfach, wie Abg. Grumbrecht die Hen e 
der Communalbeſteuerung findet, iſt dieſelbe allerdings nicht, und ebenſo 


ea a rer En c Par aan ROSE 9 
wird eine Mnflige Loſung derselben zu umgeben. f 
nur ibren beftiedigenden Abschluß a 20 5000 von Perſonal⸗ und 
albeſteuerung finden kann. a 


Dieſer Entſcheidung aber durch eine Specialbeſtimmung in dieſem Geſetz⸗ 
vorgreifen, dazu habe ich keine Luſt. Was ſich gegen die Heranziehung der 
Reichsbank zu den Staatsſteuern ſagen läßt, gilt nicht auch von den Com⸗ 
Munalſteuern, denn es gebt allerdings nicht an, daß das Reich, d. b. die 
Totalität von feinen politiihen Unterabtbeilungen beſteuert wird, es warde 
das ſchließlich auf die bekannte Geſchichte von den beiden Berliner Ecken⸗ 
Benn hinauskommen, die zuſammen einen Silbergroſchen und ein gewiſſes 

uantum Schnaps beſaßen. (Große Heiterkeit.) Die Communen aber ſind 
Airihſchaftliche Verbände, die allerdings ſehr wohl den Bankenauſtalten auch 

ortheile darbieten können — oder liegt es nicht im Intereſſe derſelben, 
enn eine Commune ſich für ſchweres Geld eine vortreffliche Feuerwehr an⸗ 
waffe Ich will daher nicht die Communalſteuer zu Gunſten der Reichs⸗ 
nk todtſchlagen, dieſelbe wird dadurch weder geſpießt noch gehängt werden. 
urch die Steuerfreiheit der Reichsbank würden wir nur die Landes” und 
Privatbanken um ſo ſchneller zum Liquidiren zwingen, und das will ich 
wenigſtens nicht, denn fo ſehr ich auch ein politiſcher Unitarier bin, eben 

o ſehr bin ich Föͤderaliſt auf volkswirihſchaftlichem Gebiete. Wenn wir auch 
mit der Iprocentigen Steuer den Mantel fortgeworfen haben, jo denke ich 

och, wir laſſen die Communalſteuern und halten diesmal den Herzog feſt. 
(Heiterkeit und Beifall.) a 

achdem auch der Referent die unveränderte Annahme des § 21 
e werden die Amendements abgelehnt und der han genehmigt. 
§ 22 wird unverändert angenommen: „Die Reichsbank iſt verpflichtet, 
ohne Entgelt für Rechnung des Reichs Zablungen 1 und bis auf 
die Höhe des Reichsguthabens zu leiſten. Sie iſt berechtigt die nämlichen 
Geſchafte für die Bundesſlaaten zu übernehmen.“ 0 
23 lautet: „Das Grundcapital der Reichsbank beſteht aus Einhundert 
und zwanzig Millionen Mark, getheilt in Vierzigtauſend auf Namen lau⸗ 
tende Antheile von je Dreitauſend Mark. Die Antheilseigner haften 
perſönlich für die Verbindlichkeiten der Reichsbank nicht.“ . 

Hierzu beantragen die Abgg. v. Denzin und Gen. den Paragraphen wie 
folgt, zu faſſen: „Das Grundcapital der Reichsbank beſtehend aus Einbundert 
und zwanzig Millionen Mark. Die eine Hälfte dieſes Capitals wird aus 

eichsmitteln, die andere Hälfte durch Zwanzigtauſend auf Namen lautende 

ntheile von je Dreitauſend Mark beſchafft. Die Antheilseigener haften 
perſönlich für die Verbindlichkeiten der Reichsbank nicht.“ 5 

Der Abg. Albrecht (Danzig) beantragt die 120 Millionen Mark in 
120,000 auf Namen lautende Antheile von je 1000 Mark zu theilen. 

Abg. Brauchitſch vertritt den Antrag des Abg. v. Denzin, indem er 
ausführt, daß das Reich, wenn es nun einmal eine Reichsbank ſchaffen 
wolle, ſich dazu verſtehen müſſe, die dazu nöthigen Capitalien ſelbſt zu ſchaf⸗ 
fen; ſollten die Fonds nicht vorhanden ſein, ſo müßte eine Anleihe auf⸗ 
genommen werden. 

Präſident Delbrück: Bei Beurtheilung der eben aufgeworfenen Frage 
möchte ich Sie zunächſt bitten, von der einen Unterſtellung abzuſehen, als 
ob die neue Reichsbank denſelben Gewinn ergeben würde, wie die preußiſche 

ank; wenn man den Entwurf, beſonders die Beſtimmungen über die Ge⸗ 
winnvertbeilung betrachtet, fo erſieht man leicht, daß von einem jo hoben 

ewinn, wie in den letzten Jahren bei der preußiſchen Bank, nicht mehr die 
Rede fein kann. Wenn einem Staate oder dem Reiche angeſonnen wird, ein 
ewerbe zu treiben, dann muß man den Nachweis führen, daß dieſer Ge: 
werbebetrieb vom Staate übernommen werden muß; und nicht umgekehrt 

t der Staat die Gründe anzugeben, aus welcher er ein Unternehmen ab⸗ 
ehnt. Neben der Hinweiſung auf den großen Gewinn, war es weſeutlich 
der Grund, der für die Dotirung der Bank von Reichs wegen 1 
wurde, daß die Notenausgabe ein Hoheitsrecht ſei. Da bereite Mittel nicht 
dorhanden find, wurde, wie der Vorredner bereits anführte, nur übrig blei⸗ 

en, eine Anleihe aufzunebmen und die Verzinſung und Amortiſation der⸗ 
ſelben aus dem Geſchäftsgewinn zu beſtreiten. Eine ſolche Operation wäre 
la rechtlich an ſich durchaus zuläſſig; doch muß man ſich fragen, ob fie auch 
politisch richtig würdig und dieſe Frage müſſen die verbündeten Regierun⸗ 
gen verneinen. Eine Berufung auf die Betheiligung an dem Grundcapital 
er preußiſchen Bank würde in der That nicht am Platze ſein, denn die Be⸗ 
beiligung des preußiſchen Staates an dieſem Grundcapital war und iſt eine 
relativ unbeträchtliche und rührt nicht aus einem wohlüberlegten, planmäßi⸗ 
die Vor Ki ber, ſondern einfach aus der hiſtoriſchen Entſtehung der preu: 
iſchen Ban 
Würde das Reich, wie es nach dem Vorſchlage der Fall fein ſoll, in 
Einem ſehr viel erhedlicheren Maße, als mit der Hälfte des Grundeapitals 
ich an dem Geſchaͤft betheiligen, fo würde es feinen Capitalgewinn, d. h. 
en Gewinn, den es von ſeinem Einſchuſſe am Capital bat, ein Capital, 
dat es ſonſt zu verzinſen baben müßte, bei dem Geſchäftsbetriebe, wenn 
auch nicht e bie in erſte Linie ſtellen; aber in den Augen aller Bethei⸗ 
ligten würde dieſe Rückſicht in erſter Linie u Man würde nämlich 
on der Verwaltung der Reichsbank nie den Vorwurf, wenn er auch unbe⸗ 
gründet wäre, ablehnen können, daß das Reich dieſe und jene Operation 
dornimmt, nicht im öffentlichen Intereſſe, das heißt im Intereſſe derjenigen 
endenzen, zu deren Förderung eine Bank berufen iſt, ſondern in ſeinem 
eigenen fis aliſchen Intereſſe. Die Verwaltung der Preußiſchen Bank hat 
ſich von dem Vorwurfe, fo viel mir bekannt it, völlig frei zu balten gewußt, 
eich bei dem Gewinn der Preußiſchen Vank der preußiſche Staat weſent⸗ 
betheiligt war, deshalb, weil der preußische Staat nur in verſchwindender 
Weiſe Actionair war. Die Verwaltung der Reichsbank, die Betheiligung des 
Reiches mit der Hälſte des 5 5 are vorausgeſetzt, würde ſich dieſem 
Vorwurfe nie entziehen — einem Vorwurfe, der aus Concurrenzrückſichten 
mit anderen Banken gegen die Verwaltung erhoben kein würde, und ein 
orwurf, welcher auch aus Streifen des kaufmännischen Publikums aus anderen 
Rückſichten erhoben ſein würde. Wir glaubten, daß die Verwaltung der 
eichsbank vor allen Dingen davon frei zu halten ſei, Intereſſen zu ver⸗ 
folgen, welche nicht durch die eigenthümliche Natur und die feitgeitellte Auf⸗ 
gabe des Inſtitutes geboten ſeien. Dieſe Punkte haben die verbündeten 
egierungen beſtimmt, den Vorſchlag zu machen, der gemacht iſt; ſie ſind 
dabei ſehr entfernt geweſen, den Capitaliſten den Vortheil zuwenden zu 
wollen, welchen ſie für die Steuerzahlung hätten, ſie haben vielmehr dafür 
e A den die Capitaliſten zu machen haben, nicht erheb⸗ 
wachſen wird. 
Abg. Windthorſt: Wenn der Präſident Delbrück meint, der Gewinn der 
Reichsbank würde nicht jo bedeutend ſein, fo möchte ich nur alle Antheils⸗ 
ſcheine haben, dann wäre ich ein reichen Mann. (Sehr richtig! Stürmiſche 
Heiterkeit.) Ich meine nicht das Capital, ſondern den Gewinn. Das Geſetz 
darauf angelegt, daß der Gewinn ſich vermehrt, denn es wird den Privat⸗ 
banten nicht möglich fein, ſich neben der Reichsbank zu halten; man wird 
dann die Noten vermehren, auf kleine Apoints zurückkommen, daran zweifle 
ich gar nicht. Und der Gewinn geht dann in die Taſche der privilegirten 
Herren, wenn ich denſelben auch nicht ziffermäßig angeben kann, fo meine 
ich doch, daß er 8 Procent erheblich überſteigen wird. Da nun die Reichs⸗ 
ank ein Inſtitut zum öffentlichen Nutzen ist, jo ſollen an ihr auch keine 
Leute ‚beteiligt ſein, die nur pri eigenen Taſchen berückſichtigen. Denn daß 
aus dieſer Betheiligung von Privaten ſich eine Befreiung von der oberſten 
Reichsbehörde berausſtellen wird, glaube ich nicht; die Beamten der Reichs⸗ 
bank werden vom Reichskanzler angeſtellt werden und feine Befehle befolgen. 
brigens bietet der Reichsinvalidenfonds hinreichende Mittel, um eine Bank 
0 dotiren. Ich weiß anch gar nicht, wie die Aniheilsſcheine begeben werden 
ollen, wie die Reduction bei Ueberzeichnung gemacht werden ſoll; ich werde 
alſo für den Denzin'ſchen Antrag ſtimmen, der wenigſtens einen Theil des 
pitals aus Reichsmitteln 15 5 will. i ß 
ba Abg. Römer (Würtemberg) wünſcht eine Auskunſt darüber, ob die Reichs⸗ 
nk eine Actiengeſellſchaft im Sinne des Handesgeſetzbuchs fein ke 
A. Darauf bemerkt der Präſident Delbrück, daß zwar die Bank durch 

Privatlapital begründet werde und daß die Antbeilseigner nicht weiter haften 
jollen als für den Betrag der Antheilsſcheine, daß aber trotzdem dieſelbe 
nicht eine e Dion ſei. Man hätte ſie ſonſt ausdrücklich von einem 
großen Theil für letiengeſellſchaft geltenden Beſtimmungen ausnehmen müſſen; 
man ha es alſo im Entwurf vermieden, direct davon 72 ſprechen, weil man 
leine negativen 1 aufnehmen wollte. Ebenſo hat man auch 
vermieden, ausdrücklich zu ſagen, daß ſie nicht in das Handelsregiſter einge⸗ 
tragen werden ſolle, weil daraus gefolgert werden könnte, daß auch andere 
ſtaatliche Unternehmungen, Staatsbahnen und Bergwerksverwaltungen ein: 
e werden müſſen. 

Abg. Albrecht (Danzig) begründet feinen Antrag damit, daß er es auch 
dem kleinen Kapital möglich machen wolle, ſich bei dieſer vortheilhaſten Ka: 
pitalsanlage zu betheiligen. . 

Während der Redner ſpricht, fällt plötzlich von der Decoration aus Stein⸗ 
pa pe, die das Glasdach einfaßt, ein eiwa 2 Fuß langes Stück herunter und 
ſchlägt mit Geräuſch auf die hinteren Bänke des Hauſes dicht neben dem 
Abg. Oetker auf. Die in der Nähe ſitzenden Abgeordneten ſtieben aus: 
einander, aber Niemand iſt verlegt. Der Abgeordnete Albrecht fährt rubig 
u feinem Vortrage fort, auch der Referent ſcherzt über den Zwiſchen⸗ 
all, der jedoch, nachdem die erſte Unruhe beſeitigt iſt, und ein be⸗ 
zuhigendes Wort des Präfidenten jeden Zweifel an der körperlichen Sicher: 
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ruͤckläßt, daß Windthorſt fie ſpater zur Vertagung der Sitzung benutzen 

Referent Dr. Bamberger führt aus, daß der Antrag, die Antheils⸗ 
ſcheine auf 1000 Mark lauten zu laſſen, auch in der Commiſſion geftellt, dort 
aber beſonders vom Abg. Lasker bekämpft worden fei, weil derſelbe alle flotti⸗ 
renden Intereſſen, die ſich leicht von momentanen Strömungen beeinfluſſen 
ließen, wie dies beim kleinen Capital der Fall ſei, von der Betheiligung an 
der Reichsbank fern halten wollte. 

N 23 wird unverändert angenommen. 

24 lautet: Aus dem beim Jahresabſchluſſe ſich ergebenden Reingewinn 
der Reichsbank wird: 1) zunächſt den Antheilseignern eine ordentliche Divi⸗ 
dende von vier und einhalb Procent des Grundcapitals berechnet, ſodann 
2) von dem Mehrbetrage eine Quote von zwanzig Procent dem Reſervefonds 
zugeſchrieben, ſo e derſelbe nicht ein Viertel des Grundcapitals beträgt, 
3) der alsdann verbleibende Ueberreſt zur Hälfte an die Antheilseigner und 
zur Hälfte an die Reichskaſſe, ſoweit die Geſammtdividende 
der Antheilseigner nicht acht Procent überſteigt. Von dem 
weiter verbleißenden Reſte erhalten die Antheilseigner ein 
Viertel, die Reichkaſſe drei Viertel. Erreicht der Reingewinn 
nicht volle 44% Procent des Grundcapitals, fo iſt das Fehlende aus dem 
Reſervefond zu ergänzen. Das bei Begebung von Antheilſcheinen der Reichs⸗ 
bank etwa zu gewinnende Aufgeld fließt dem Reſervefond zu. Dipidenden⸗ 
rüdjtände verjähren binnen vier Jahren, von dem Tage ihrer Fälligkeit an 
gerechnet, zum Vortheil der Bank. j 

Die Abgg. v. Schauß, Dr. Oppenheim und Dr. Buhl ſchlagen für 
Nr. 3 einen anderen Vertbeilungsmodus vor, ziehen den Antrag aber zurück, 
nachdem der Finanzminiſter Camphauſen erklärt hat, daß die Regierungen 
nach dem Fortfall der einprocentigen Steuer mit den von der Commiſſion 
beliebten Aenderungen einverſtanden fein könnten. 

24 wird nach den Vorſchlägen der Commiſſion angenommen. 

26 ſtellt die Reichsbank unter die Leitung des Reichskanzlers; die Com⸗ 
miſſion fügt hinzu: „in Behinderungsfällen des Reichskanzlers wird die Leis 
tung durch einen vom Kaiſer bierfür ernannten Stellvertreter wahrgenommen.“ 

Abg. Lasker: Es iſt nicht anzunehmen, daß der Poſten des Reichskanz⸗ 
lers mit beſonderer Rückſicht auf Bank: und Finanzkenntniſſe beſetzt werden 
wird, deswegen wollte die Commiſſion mindeſtens die Möglichkeit geben, daß 
neben dem Reichskanzler ein Beamter exiſtire, der auch die techniſche Verant⸗ 
wortlichkeit für ein ſo ſchwieriges Amt übernehmen kann. 

$ 26 wird angenommen. 

hne Discuſſion werden die 88 27—41 des Tit. 2 genehmigt, desgleichen 
88 42 und 43 des Tit. 3, der von den Privat⸗ Notenbanken handelt. 

Die Debatte über den wichtigen § 44, zu dem die Anträge von Siemens 
u. A. vorliegen, wird begonnen, aber durch die Vertagung des Hauſes als⸗ 
bald abgebrochen. > 

Der Antrag auf Vertagung ſtellt Abg. Windthorſt, indem er meint, 
daß eine genaue Unterſuchung des Unfalles veranlaßt werden müßte, die 
nicht wohl bei Lampenlicht vorgenommen werden könne; da er glaubt, daß 
es vielleicht räthlich ſei, die ganze Decoration zu entfernen, um weiteren 
Unfällen vorzubeugen, jo will er durch die Vertagung die nöthige Zeit ge⸗ 
währen. Da dem Redner ſchon etwas Aebnliches begegnet iſt, giebt er 
überigeng zur Erwägung anheim, ob es nicht beſſer ſei, im Abgeordneten⸗ 
hauſe zu tagen. - 

Präſident von Forckenbeck kann den letzteren Vorſchlag nicht empfehlen; 
mit Rückſicht auf die allerdings auch ibm nothwendig ſcheinenden Unter: 
ſuchung ſteht er dadon ab, eine Abendſitzung anzuberaumen, da ſonſt die 
Zeit nicht ausreichen würde, um die Unterſuchung zu bewerkſtelligen. 

Abg. Lasker glaubt, daß das erlebte eine neue Anregung ſei, die Er⸗ 
wägung eintreten zu laſſen, ob man ſich nicht vor dem Schluſſe der Seſſion 
noch über den Parlamentsbau ſchlüſſig machen ſolle. 

Die Vertagung wird darauf angenommen. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 10 Uhr. (Geſetz, be⸗ 
treffend die Erweiterung der Umwallung von Straßburg und betreffend 
Ir — äg des Reichshaushalts; Fortſetzung der zweiten Leſung des Bank⸗ 
geſetzes. . 


Berlin, 27. Januar. [Se. Majeſtät der Kaiſer und Kb: 
nig] nahmen heute im Beiſein des Gouverneurs, General der In: 
fanterie v. Stülpnagel, und des Commandanten, Generalmajor von 
Neumann, mllitäriſche Meldungen entgegen und ließen Sich durch den 
Chef des Cioil⸗Cabinets, Geh. Cabinetsrath v. Wilmowskt, Vortrag 
halten. 

[Ihre Majeſtät diet Kaiſerin⸗Königin] war heute in 
einer Vorſtandsſitzung des Frauen ⸗Lazarethvereins anweſend. 

(Reichsanz.) 

O Berlin, 27. Jan. [Der Empfang des ſpaniſchen Ge 
ſandten. — Die Verwaltungsreform.] Die Thatſache, daß 
Graf Rascon geſtern vom Kaiſer empfangen wurde, findet ſich wider 
Erwarten weder im „Reichs⸗Anzeiger“ oder in der „Prov.⸗Correſp.“ 
noch auch nur in den gewöhnlichen Hofnachrichten verzeichnet. Der 
Grund dieſes Schweigens wird wohl darin zu ſuchen fein, daß der 
Empfang durchaus nur einen privaten Charakter an ſich trug, wäh⸗ 
rend bei einer officiellen Erwähnung des Vorganges das Publikum 
irrthümlicher Weiſe annehmen würde, daß es ſich um einen officlellen 
Akt gehandelt habe, dem jedoch die Anerkennung des König Alphons 
vorangegangen ſein muß. — Wiederholt iſt bemerkt worden, daß im 
Staatsminiſterium noch Erwägungen über die ſofortige Ausdehnung 
der Verwaltungsreform auf die weitlihen Provinzen ſtattfinden. Heute 
hat nun ein Miniſterrath beim Fürſten Bismarck ſtattgefunden, bei 
welchem dieſe Frage auf der Tagesordnung geſtanden hat. Es iſt ſehr 
erklaͤrlich, daß ſich an dieſe wichtige Frage und die vielfachen Bera⸗ 
thungen, welche dieſelbe veranlaßt hat, ſich auch viele irrige An⸗ 
gaben anknüpfen. So iſt von einer hieſigen autographiſchen Corre⸗ 
ſpondenz verbreitet worden, daß in dem Staatsminiſterium über 
die bezeichnete Angelegenheit lebhafte Meinungsverſchiedenheit ſich 
geltend gemacht habe, namentlich habe Graf Eulenburg ſich 
gegen die unmittelbare Ausdehnung der Reform auf die 
weſtlichen Provinzen erklärt, während ein „jüngerer College“ dieſelbe 
vertheidigt habe. Dieſe Nachricht iſt durchaus irrthümlich. Eben fo 
irrthümlich if die Behauptung der „Kölniſchen Zeitung“, wonach Graf 
Eulenburg ganz beſonders liberale Auffaſſungen in Bezug auf die 
vorliegende Frage zur Schau trage und der entſchiedenſte Vertreter der 
Wahl der Bürgermeiſter in den Rheiniſchen Gemeinden ſei. Vielmehr 
ſteht thatſächlich feſt, daß Graf Eulenburg bei den jüngſten Bera⸗ 
thungen ſich wiederholt dahin ausgeſprochen hat, daß gerade, wenn die 
regierungsſeitige Ernennung der Bürgermeiſter in Rheinland und Weſt⸗ 
falen zum Geſetz erhoben werden könne, er den vollen Erfolg feiner 
Bemühungen für die Umbildung der Communal⸗, Kreis- und Pro: 
vinzial⸗Verwaltung auch in den weſtlichen Provinzen verheißen könnte 
und feine ganze Kraft an die Durchführung dieſer Reform ſetzen 
würde. Was übrigens die Stellung des Staatsminiſteriums zu der 
Angelegenheit betrifft, ſo iſt daran feſtzuhalten, daß alle Entſchlie⸗ 
sungen in ſämmtlichen Stadien der Frage mit großer Uebereinſtim⸗ 
mung gefaßt, und von principiellen Diſſenſen nicht die Rede geweſen iſt. 

Poſen, 27. Januar. [Aus der Provinz ausgewieſen.] Der ehe⸗ 
malige Vicar aus Willowya, Kreis Pleſchen, Herr We ſolows ki, der ſchon 
mehrfach wegen Uebertretung der Maigeſetze beſtraft und aus dem Kreiſe 
Pleſchen und den angrenzenden Kreiſen ausgewieſen worden iſt, hielt ſich 
heimlich beim Probſte Galdzinski in Dluzyn, Koſtener Kreiſes, auf, und ver⸗ 
richtete unter der Hand Amtshandlungen, was ihm eine Anklage ſeitens der 
Staatsanwaltſchaft und eine Verurtheilung zu einer Geldſtrafe von 150 Mark 
eventuell von fünfzehn Tagen Gefängniß zuzog. Am 3. d. M. erhielt er 
außerdem eine Verfügung des Oberpräſidenten, mittels welcher ihm der Auf⸗ 
enthalt in der Provinz Poſen unterſagt iſt. Die Bauern in Dluzyn ſollen 
dem Vicar Weſolowski vor ſeiner Abreiſe acht Thaler geſchenkt haben und 
will der Correſpondent des „Kuryer Poznansli“ hierin den Beweis einer 
großen Anbänglichleit des polniſchen Volles an die heilige Kirche ſeben. 

8 (Oſid. Ztg.) 

Oldenburg, 24. Januar. [Herzog Elimar v. Oldenburg.] 
Nach übereinſtimmenden Meldungen, auch der auswärtigen Blätter, 
beabſichtigt der Herzog Ellmar von Oldenburg, längere Zeit ſchon 


choben hat, gleichwohl noch ſo piel Radwirtung Bw 
ann. 


leldend, ſich fortan nur feinen literariſchen Arbeiten zu widmen und 


„vorläufig in Italien feinen Aufenthalt zu nehmen. 


Weſel, 25. Januar. [Für den Biſchof von Paderborn! 
werden auf hieſiger Citadelle drei Zimmer präparirt, ein Schlaf⸗ 
zimmer, ein Wohnzimmer und ein drittes, in welchem das Meßopfer 
celebrirt werden kann. Vorläufig hat derſelbe laut der „Weſeler 
Volksztg.“, zwei andere Zimmer beziehen müſſen, well man einen fo 
ſchnellen Antritt der Feſtungshaft nicht erwartet hatte. Die Möbli⸗ 
rung der Zimmer, die Selbſtbekoͤſtigung, der Spaziergang auf dem 
innern Raum der Citadelle während einiger Stunden des Vor⸗ und 
Nachmittags iſt ihm geſtattet. 

München, 27. Januar. [Zur Erinnerung) an den heutigen 
hundertjährigen Geburtstag des Philoſophen Schelling hat heute in 
der feſtlich decorirten Aula der Univerſität eine Feier ſtattgefunden. 
Profeſſor Beckers hielt die Feſtrede, welche den geiſtreichen Entwicke⸗ 
lungsgang Schelling's ſchilderte. Faſt alle Profeſſoren der Univerſität 
und zahlreiche Studirende wohnten der Feierlichkeit bei. Das Monu⸗ 
ment Schelling's war mit Blumen und Kränzen geſchmückt. 

Oeſterreich. 

Wien, 27. Jan. [Das Budget.] Dem Vernehmen des „Te⸗ 
legraphen⸗Correſpondenz⸗Bureau“ zufolge hat ſich gegenüber dem Vor⸗ 
anſchlage des Budgets pro 1874 bei den direkten Steuern ein Mehr⸗ 
ertrag von 5% Millionen und bei den indirekten Steuern eine Min⸗ 
dereinnahme von 1,200,000 Fl., alſo im Ganzen eine Mehreinnahme 
von 4,300,000 Fl. herausgeſtellt. 

Peſt, 27. Jan. [Abgeordnetenhaus.] Bei der heute be 
gonnenen Berathung des Budgets entwickelte der Finanzminiſter Ghyezy 
fein bekanntes Finanzerpofe, nach welchem 13 Millionen des Deficitd 
durch Einführung neuer Steuern zu decken wären. Hierdurch wären 
alsdann mit Zuhilfenahme des noch vorhandenen Reſtes der Anleihe 
die Ausgaben bis zum Jahre 1877 gedeckt. Der Miniſter legte dar⸗ 
auf einen Geſetzentwurf betreffend die Einführung einer allgemeinen 
Einkommenſteuer vor. 


Provinzial- Beitung. 


Breslau, 28. Januar. [Angekommen.] Se. Durchlaucht Herrmann 
175 von Hatzfeld ⸗Trachenberg, freier Standesherr, auf Schloß Trachenberg. 
hre Durchlaucht Frau Fürſtin von Hatzfeld⸗Trachenberg, desgl. Se. Durch⸗ 
laucht Fürſt von Turn und Taxis, auf Golkowitz. Minz von Turn und 
Tapis, desgl. : (Fremdenbl.) 

# [Geburten und Mortalität.] Im Laufe der letztverfloſſenen Woche 
ſind hierorts polizeilich angemeldet worden: Als geboren 107 Kinder männ⸗ 
lichen und 110 Kinder weiblichen Geſchlechts, zuſammen 217 Kinder, wovon 
37 außerehelich; als geſtorben 70 männliche und 68 weibliche, zuſammen 
138 Perſonen incl. 6 todtgeborener Kinder. 


Berlin, 27. Januar. Die beutige Börſe verrieih anfänglich eine ggerie ö 


Neigung zur Feſtigkeit, die indeß in der zweiten Hälfte der letzten Börſen⸗ 
ſtunde in ihr gerades Gegentheil DA, — Ob die umlaufenden Gerüchte 
den Grund zu der recht ausgeſprochenen Baiſſe abgaben, oder ob ſolche nur 
das Reſultat der Aufgabe war, wie wohl dieſes plötzlich hereinbrechende 
Weichen der Courſe zu erklären ſei, muß unentſchieden bleiben. Intereſſant 
war nur die Mannigfaltigkeit der Gerüchte, welche zweifellos ſich als Com⸗ 
binationen bezeichnen laſſen. — Man wollte von einem unterdrückten Tele⸗ 
gramm wiſſen, deſſen Inhalt wieder zur Demiſſion Mac Mahons ſich ge 
tete; der Finanzminiſter hätte in der heutigen Reichstagsſitzung die Courſe 
als noch immer zu hoch bezeichnet, und endlich ſollte ein größeres Falliſſe⸗ 
ment eingetreten fein, ohne daß ſich über dieſe Nachricht irgend eine verläß⸗ 
liche Auskunft ermitteln ließ. Abgeſehen davon, was irgend Wahres an 
dieſen umſchwirrenden Gerüchten (aus Paris von Mittags 1 Uhr wird die 
Börſe als feſt bezeichnet), die Thatſache eines ſtarken Druckes, der 
auf dem bieſigen Verkehr lag, iſt unbeſtreitbar. Dieſer Druck zeigte 
ſich am fühlbarſten auf dem Gebiete der Speculations » Papiere und 
trugen nicht nur die internationalen Werthe, ſondern auch die 
lokalen Speculations⸗Effecten mehr oder weniger erhebliche Courseinbußen 
davon. So war beſonders Laurahütte gedrückt durch ſtärkere Verkaufsoſſer⸗ 
ten für Wiener Rechnung. Oeſterreichiſche Creditactien verloren ca. 4 Mark 
am Courſe. Die Prolongatiosſatze haben ſich nicht weſentlich verändert. 
Es bedangen Deport: Oeſterr. Creditactien 50 —70 Pf., Lombarden 40 —50 
Pf., Disconto Commandit X . —0, Oeſterr. Silberreute 0,40%, Italiener 
0,20, Türken 0,25%. Oeſterr. Staatsbahn ſowie einbeimiſche Bahnen gingen 
a auf. Disconto⸗Commandit 156%, ult. 1887184. Dortmunder 

nion 30, ult. 30% 30, Laurahütte 122%, ult. 125 —122. Die ölterr. 
Nebenbahnen betheiligten ſich nur in ſehr geringem Maße am Verkehr, be⸗ 
haupteten ſich aber im Allgemeinen leidlich gut, Rudolfbahn ging zu herab⸗ 
geſetzten Courſen rege um, auch Kaſchau⸗ Oderberger ließen im Courſe 


nach. Auswärtige Staats ⸗ Anleihen zeigten ſich nur mäßig belebt, konnten 
aber zum Theil die Notirungen erhöhen. Oeſterr. Looſe von 1860 zogen an, und 


verkehrten ziemlich rege, auch Silber⸗ und Papierrente fanden Bas ruf 
Italiener beſſerten die Notiz, nur Türken blieben unverändert. Von ruſſi⸗ 
ſchen Werthen zeigten ſich nur Bahnen belebt. Preußiſche und andere deutſche 


Staatspapiere waren zwar feſt, wurden jedoch nur in lleineren Beträgen ge⸗ 


handelt. Das Eiſenbahnpriorilatengeſchäft zeigte keine Beſſerung. Der Um⸗ 
ſatz blieb ſehr klein, auch ließ die Stimmung Manches zu wünſchen übrig. 
Berlin⸗Polsdam F. 99,25, Breslau⸗Freiburger J. 98,25, Cöln⸗Mindener VI. 
99,10, Oeſterr. Staatsb. II. 97,60. i 
Ruſſiſche Prioritäten recht feſt. Auf dem Eijenbahnactienmarlte gewann das 
Geſchäft keine erweiterte Ausdehnung, und die Geſammttendenz kennzeichnete 
ich als matt. Die ſchweren Bahnactien gaben ſämmtlich im Courſe nach, 
Rheiniſche wurden gehandelt zu 118 a % ü leichte Ba 
unverändert blieben, ſo lag das hauptſächlich in der Geringfügigkeit der Um⸗ 
ſätze. Bankactien ſtill und meiſt feit, Centralb. für Induſtrie belebt und ſtei⸗ 
gend, ebenſo Braunſchwei ger Bank, 


gemeine Bau⸗ und Handelsbank matter. Induſtriepapiere ſtill, fait we 


obne Geihäft, Flora matter, Centralfactorei offerirt, Breslauer Oel beſſer. 
Die Actien der Immobilien⸗Geſellſchaft wurden excl. Dividende gehandelt; 


in Folge der Coupondifferenz wurden 4 7 vom Courſe 9 Berg⸗ 

werkspapiere meiſt niedriger. — Um 2% Uhr: Credit 400, Franzoſen 533, 

Lombarden 232, Disc.⸗Comm. 126%, Dortmunder Union 30, Laura 122. 
(Bank: und H.⸗Z.) 


Havre, 26. Januar. Gin der heutigen Wollauction] wurden von 
2231 Ballen angebotenen Wollen 1202 Ballen verkauft. Die Käufer waren 
zahlreich, die Auction belebt. Neue Wollen wurden zu vollen Preiſen ſämmtlich 


verkauft, während alte trotz des Preisabſchlages von 10— 15 Cent. ziemlich 


vernachlaſſigt bleiben. 


2 7 KERNE DRS 
Notterdam, 27. Januar. In der heutigen Zinnauction wurden 22,585 
Blöcke Bancazinn zum Preiſe von 56—56 7, durchſchnitlich zu 56, 10 ver⸗ 


kauft. 


Wetler: Schneeluft. — Roggen (pr. 1000 Kil.) ſtill. Kändigungspre 
Mrk. Gekündet — Wſpl. Januar 150 Mrk. B. 3 


Poſen, 26. Januar. [Börſendericht von Lewin Berwin N 
i8 
105 


a anuar⸗Februar 1 5 
Februar⸗März 150 G. März⸗April 150 bez. u. G.- Frühjahr 150, 5 bez. u. 

. April⸗Mai 150, 5 bez. u. G. Mai⸗Juni 151 B. u. G. Juni⸗Juli 152 B. 
u. G. Juli⸗Auguſt 150 B. — Spiritus (pr. 10,000 Liter $) unverändert. 
Gef. 10,000 Ltr. Kündigungspreis 53, 10 Mik. Januar 53 Mrk. bez. u. G. 
Februar 53, 40 bez. u. B. März 54, 20 bez. u. G. April 55, 10 bez. u. G. 
April⸗Mai 55, 50 bez. u. G. Mai 56 bez. u. G. Inni 56, 80 bez. u. G. 
Juli 57, 50 bez. u. G. Auguſt 58, 20 bez. u. G. Auguſt⸗September —. 
— Loco Spiritus ohne Faß 52, 50 G. 


Mancheſter, 23. Januar, [Garne und Stoffe.] Die anhaltend er⸗ 


härtende Tendenz des Liverpooler Baumwollmarktes hal in Verbindung mit 
der aus den Vereinigten Staaten gemeldeten niedrigeren Ernteſchätzung an 
unſerem Markte ſeit Datum meines letzten Berichts eine oft ſehr feſte Stim⸗ 
mung hervorgerufen und Käufer haben mehr Gebote gemacht, die von den 


Abgebern geforderten böheren Preiſe baben das Geſchäft jedoch geſtört und 


ſind die Abſchlüſſe daher von keiner Bedeutung geweſen. Zum Schluß 
herrſcht ruhigere Stimmung in Folge gemeldeter größerer Zuſuhren, Produ: 
centen bleiben aber ſehr seh g . 2 
Garne. Preiſe ſtellten ſich gegen die Käufer, obgleich der Geſammt⸗ 
umſatz nur von mäßigem Umfange geweſen iſt. In oſtindiſchem Mule Twiſt 


Zproc. Oeſterr. Staatsbahn beliebter. 


117; wenn leichte Bahnen eher 


Centralb. für Genoſſenſchaſten rege. All⸗ 


3 Ke. 
n 


* 
F Pr 


A 


haupten ſich aber. 


rage nach Water Twiſt iſt keine jo gute geweſen, Preiſe be⸗ 


Berliner Börse vom 27. Januar 1875. 


Weehsal-Course, 


8 
3 
Paris 100 Fres. 8 
Petersburgl00SR.| 3 
Warschau 1008 R. 8 
Wien 100 FI. 8 
do. 42 


do. 4 


Amsterdam Fl. s T. 1 


174,15 ba 


182,45 ba 
181,60 ba 


Fonds- und Geld-Course. 
Freiw. Staats- Anleihe 4ſ½ — — 


Staats-Anl. 4½% %ige 4½ — — 
do. le. 16 108,70 bz 
do, 4% ige. 4 | 99,40 ba 

Staats-Schuldscheine. . 3½ 90,90 bz 

Präm,-Anleihe v. 18553 ½ 133,75 bz@ 

Berliner Stadt-Oblig. . 4½ 102,50 bz 

E Berliner 4% 1101,20 bzG 

= ) Pommersche 353 87,75 ba 

E Posensche ..... 4 | 94,25 ba 

Sul Schlesische 306 — — 
Kur- u. Neumark. 4 97,80 ba 

€ Pommersche AN 97,25 bs 

E Posensche. ..... 4 | 96,30 ba 

al Preussische . 4 | 97,40 bz 

3 Westfäl. u. Rhein. 4 97,50 bz 

Ef Süchsische 4 97.90 ba 

( Schlesische 4 96,70 0 

Badische Präm.-Anl, 4 118.50 B 

Baierische 4% Anleihe 4 120.50 G 

Cöln-Mind.Prämiensch, 3½ 104,0 bz 


Kurh, 40 Thlr.-Loose 228 bzB 
Badische 35 Fl.-Loose 124,70 B 
Braunschw. Präm.-Anleihe 74 ba 
Oldenburger Loose 128 bag 


Louiad. — — d. — 
Ducaten 9,57 ba 
Sover. — — 
Napoleons 16.30 G 
Imperiale 16,75 8 
Dollars 4,19 8 


Fremd. BKn. 99,15 bs 
Oest. Bkn. 182,50 bz 
do,Silbrgld. 192,50 bz 
do, 14-Guld, 191,60 ba 
Buss.Bkn, 283,10 ba 


Hypotheken-Certificate, 


. Krupp’schePartial Obl.,5 
Unokb, Pfb.d.Pr. Hyp.-B IA 


101,70 ba 
100,50 ba 


Deutsche Hyp.-Bk.-Ptbl41,| 95,75 ba 
4020 


Kündbr. Cent.-Bod. Cr. 

Unkünd, do. (187206 
do,  rückbz, & 1100 
do, do, do., 4 

Unk. H. d. Pr. Bd. Ord- B. ſõ 
do, III. Em. do. Jö 


> Kündb.Byp-Schuid.do.|5 


Hyp.Antlı. Nord-6.-0.B,|5 
Pomm. Hypotli-Briefe)ö 
Goth. Präm.-Pf. I. Em. ſo 
do. do. II. Em. lo 
do, 54% Pf. rkalbr.m110/5 


00,20 ba 
102,50 bz 
107 etbrB 


90,50 C 
101,58 ba 
104,75 bn 
106.90 ba 
105 bad 

103,25 ba 


do, 4½ do. do. m. 11041, | 94,50 ba 


Meininger Präm, - Pfd.|4 
Oest, Silberpfändbr. „154 
do. Hyp:Crd.Pfndbr./ö 
- Pfdb.d,Oest Bd.-Cr.-Ge. 5 
4 ee Efadbr. 5 


Ausländische Fonds, 


Oest. Silberrente. . . „41/5; 69,10-69e-9,10 
do. Papierrente . 4½ 64 bz IbB 
do. 54er Präm.-Anl. 4 /109 B 


5 


do. Lott.-Anl. v. 60. 
do, Credit-Loose . .. 
do, 64er Loose 
Russ. Präm.-Anl. v. 64% 
do. do. 186645 
do. Bod,-Cred.-Pidb. .|5 
Russ.-Pol. Schatz -Obi1.|4 
Poln. Pfandbr. III. Em.|4 
Poln, er) ng? 4 
Amerik. 6% Anl. p. 18826 

do. do. 4 6 

do. 3% Anleihe, 6 
Französische Rento .|d 
Ital. neue 6% Anleihejö 
Ital. Tabak-Öblig. . . 6 
Baab-Grazer 100 Thlr. L. 4 
Rumänische Anleihe .|3 
Türkische Anleihe. . .|ö 
Ung5%St.-Eisenb.-Anl,|5 


|112et-12,80-12, 
343 eb2G [25b 
293 bıG 


67,40 bo 
98,60 bad 


75,10 @ 


Schwedische 10 Thlr.-Loese — — 
Finnische 10 Thlr.-Loose 38,20 bzB 


Türken-Loose 88,78 bz 


Eisenbahn-Prioritäts-Actien, 


Berg-Märk. Serie II. „4 
do, III v. 836.3 
do. do. VI. 4 
do, Hess. Nordbahn/5 


100 B 

84 bzB 
98.90 bz 

102,70 bad 
3,50 8 


do. 
Cöln-Minden . IIIA | 92,75 B 
do. . . . 40,4% 100 8 
do. IV. IA „20 bad 
do, u... V.l4 | 92,70 @ 
Halle-Sorau-Guben . 4 76 B 


Mürkisch-Posener „..[5 102 
N.-M. Staatsb, I. Ser. 98 B 
do, do, ILSerl4 96 8 
do do. Obl.Lu. II. 4 98 B 
do. do, III. Ser. 4 96.75 R 
Oberschles. 4. 4 93 bad 
do. run: 3 — — 
do. . „„. 4 93 B 
do. D527 . 5 4 93 B 
do. Büren 3 85 B 
TE 41.100,50 G 
do, Ba 4% 99,50 
40. .... 44,|100,76 bz& 
do. 6 103 6. 
do. von 1873.4 — — 
do, von 1874. 4½ 98,50 ba 
do. Brieg-Neisse . 4½ 98,25 bz@ 
do. Cosel-Oderb,|4 "| 93,50 @ 
do, do, 5 1103,50 8 
do. Stargard-Posen. 44 — — 
do. do. II. Em. 4½% — — 
ao, do. III. E. 44½( — — 
> do, Närschl, Zweb. [3% | — — 
Ostpreuss. Südbahn . 5 | — — 
Rechte-Oder- Ufer-B. % /103,50 B 
Schlesw. Eisenbahn 44% 100 G 
“Chemnitz-Komotau . 36276 B 
Dux-Bodenbach . 6 82 etbzB 
do. U. Emission, 6 70,50 G 
Prag. Dun fr, | 35,60 6 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn.|5 | 93 etbzB 
do. de. neuels | 91,60 bag 
Kaschau-Oderberg., . .\ö | 77,60 bz 
Ung. Nordostbahn . . ‚5 | 67,40 ba 
Ung. Ostbahn 5 1 62 ba 
Lemberg-Czernowitz . | 71,10 bad 
do. do. II. s | 79,40 ba 
do. de. III. s | 71,90 ba 
Mährische Grenzbahn s | 69,60 6 
Mühr-Schl. Centralbahnſ fr. 29,40 bzG 
do. neueſfr. 30,50 @ 
Kronpr. Rudolph-Bahnſs | 85 B 
Oestexr,-Französisehe 3 321 bz& 
do., do. nouel3 [315,80 bed 
do, südl, Staatsbahn|3 248 bzB 
do. neue 43 248,50 8 
do, Obligationen . 87 B 
Worschau-Wien II. 6 100 bzB 
do. III. . 6 | 98,60 bz 
do. IV. . 6 | 97,75 B 


————— ＋—:—2U 
Bank-Discont 4 


Lombard-Zinzſuss 


Ot. 
pCt. 


. Eisenbahn - Stamm - Actien. 
1973 | 1874 128, 


Divid, pro 
Aschen-Mastricht,] 1%, 
Berg.-Märkische .| 3 
Ber. in-Anhalt 16 

do. Dresden 
Berlin- Görlitz 
Berlin-Hamburg. 
Berl. Nordbahn 
Berl.-Postd.-Magd. 
Berlin- Stettin. 
Böhm. Westbahn. 
Breslau-Freib. 
do. neue 
Cöln-Minden ... 
do, neue 
Cuxhav. Eisenb. . 
Dux-BodenbachB 
Gal.Carl-Ludw.-B. 
Halle-Sorau-Gub. 
Hannover-Altenb. 
Kaschau-Oderbrg. 
Kronpr.Rudolphb, 
Ludwigsh.-Bexb, , 
Märk.-Posener .. 
Magdeb, -Halberst. 
Magdeb,-Leipzig . 
do, Lit. B. 
Mainz-Ludwigsh. . 
Niederschl, -Märk. 
Oberschl, A. C. D. 
do. 

do. neue. 
Oester.-Fr.-St.-B. 
Oest. Nordwestb. 
Oester,südl.St.-B, . 
Ostpreuss. Südb, , 
Rechte O.-U.-Bahn 
Reichenberg-Pard 


— = 
H A 8 
E * 

— 


Gösncalsscuucoonon 


Sa 
Fe 


0 

6 

45 
Rheinische . 49 
Rhein-Nahe-Bahuj © 
Rumän. Eisenbahn] 5 
Schweiz Westbahn 12 
Stargard -Posener.] 4 
Thüringer I 7% 
Warschau-Wien 11 


* S u oo ,0c 
| B AE 


ee re 


85.40 bad 
93,70 ba 


112,50-10,50 5 
105 bad 
36,50 b2G 
107,30-7,40 ba 
25 bz 
239% bs 
57,70 bag 


3% 133,20 ba 
5 


— 


11180 bzB 
259 ban 


Eisenbahn-Stamm-Prloritäts-Aotien. 
* 


Berlin-Görlitzer. 5 5 5 8 
Berlin. Nordbahn 5 0 5 | 1725 bad 
Breslau Warschäu! 0 0 58 ( — — 
Ialle-Sorau-Gub.] 0 0 5 47 b 
Hannover -Altenb. 0 0 5 42,20 bz& 
Kohlfurt-Falkenb.] 5 — 6 .— — 
Märkisch -Posener . - 4 61 ba 
Magdeb.-Halberst. 71,25 br 
er Lit. C. 5 87 * 99,90 ba 
Ostpr. Südbahn 0 0 5 | 79,25 bag 
Pomm. Centralb. .| 0 0 fr. | 7,60 ba 
Rechte O.-U,-Bahn| 6% — 56 |112,25 ba 
Rum. (40% Einz.) 8 8 8 | 82,75 ba 
Saal-Babhn 5 — 16 44,80 B 
Bank-Papiere. 
AngloDeutsche Bkf ® — 4 45 bag 
Allg. Deut. Hand.-GI 0 — 4 14 B 
Berl. Bankverein] 5 — 4 77,86 0 
Berl. Kassen-Ver. 29 — 4 268 6 
Berl. Handels-Ges.| 6 — 4 115,80 bz 
Berl. Prod.-Makl.B|12 — 4 61 
do. Prod.-u.IIdls. B. 3 — 44 — — 
Braunsebw. kank| 9 — 4 1107,10 ba, 
Bresl, Dise.-Bank| 2½ — 4 | 82,76 ba 
do. Hand. u.-Entrp.] 5 — 4.4 — — 
Bresl. Maklerbank| ® — 4 76.60 RB 
Bresl. Mkl.-Ver.-B.] 5 — 4 88.30 B 
Bresl. Wechslerb.| 0 — 4 | 7850 ba 
Centralb. f. Ind, u. 
Hand. 4 — 4 75 bd 
Coburg. Cred.-Bk.] 4 — 4 | 76 beB 
Danziger Priv.-Bk.] 7% — 4 116 B 
Darmst, Creditbk.]1® — 4 ]141,50 baB 
Darmst. Zettelbk.] 735 | — 4 102 6 
Deutsche Bauk . 4 — 4 83,5 b2@ 
do. Hyp.-B. Berlin] 8 — 4 85 bz@ 
Deutsche Unionsb.| 1 — 4 ! 73,75 ba 
Disc. -Com.-A. . 14 — 4 1156,50 bz 
Genossensch.-Bk.| 3 — 4 |101,75 ba 
do. junge] 3 — 4 /102,50 bzG 
Gwb.Sehuster u. C.] 0 — 14 90 8 
Goth. Grundered.BI 8 — 4 1107,40 B 
Hamb. Vereins-B.|103 — 4 124,0 bs 
Hannov. Bank . 73/5 — 4 104,60 bzB 
do. _Dise,-Bk.| 0 — 4 176,20 0 
Hessische Bank .| ® — 4 |606 
Königsb. do, 0 — 4 80,25 G 
Lud w. B. Kwilecki] 0 — 41 — — 
Leip. Cred.-Anst.] 9% — 4 1 bzB 
Luxemburg. Bank] 8 — 4 [106 B 
Magdeburger do, | 6%, | — 4 111 0 
Meininger do. 5 — 4 90,80 ba 
Moldauer Lds.-Bk.| 5 — [4 ] 50 ba 
Nordd. Bank 10% — 4 141 bid 
Nordd. Grundor. B.] 7% — 4 100,50 ba 
Oberlausitzer Bk.| 0 — 4 bz 
Oest. Cred.-Actien] 5% — 41 —— 
Ostdeutsche Bank] 4 — 4 | 76,50 bz 
Ostd. Product.-Bk.] 0 — 4 15 
Posner Prov.-Bankf 7% — 4 106,50 8 
Preuss. Bauk-Act.|20 — 14% 146,50 ba 
Pr.-Bod.-Cr.-Act. B.] © — 4 104,28 b 
Pr- Cent.-Bod.-Cr.] 9½ — 4 119 ban 
Sächs. B 60 % L 8.12 — 4 117,28 @ 
Sächs. Cred,-Bank| 0 — 4 74.50 8 
Schl. Bank. - Ver.] 6 — 4 1106,25 ba 
Schl. Centralbank| 8 — 4 | 59,50 ba 
Schl. Vereinsbank]| 7 — 4 | 91 bz@ 
Thüringer Bank .| 8 — 4 | 91,50 bz@ 
Weimar, Bank. 5 — 463,80 B 
Wiener Unionsb,| 6 — 4 1183 B 
(In Liquidation.) 
Berliner Bank. 0 | — tr.] 74 b 
Berl. Lomb.-Bank| 0 — ftr. 20 bzB 
Berl. Makler-Bauk 0 — ftr.“ — 
Berl. Wechslerbk.] © — tr.] 53 8 
Br, Pr.-Wechsl.-B. © 0 kr. 69 B 
Centralb. f. Genos.] 0 — tr.] 89,25 bzB 
Nrdschl. Casseny.| 0 — Nr] 2 
Pos.Pr.-Wechal.-B| 0 — fr.] 16 
Pr, Credit-Anstalt| e — fr.] 56,50 G 
Prov.-Wechsl.-Bk.] 0 — ftr. 90,25 @ 
Ver.-Bk. Quistorpl 0 — ftr. | 21,10 bzB 
Industrie-Papiere. 
Baugess. Plessner, 0 0 fr.] 1,10 bz 
Berl Eisenb.-Bd. A.] 6% — 4 [122 pz 
D. Eisenbahnb.-G, 0 0 4 | 29,75 bz 
do. Reichs- u.Co,-E.| 8 — 14 | 83,80 bz@ 
Märk. Sch. Masch. O.] 0 — 14 ] u 
Nordd, Papierfahr.] 0 — 44 40 0 
Westend, Com.-G.] 0 — tr.] — — 
Pr. Hyp. Vers-Act. 120% [18875 ja 128,30 bad 
Schl. Feuervers. 18 — 4 670 
Donnersmarkhütte] 6 — 14 | 4 bz 
Dortm. Union. 0 — 4 | 30 bzG 
Königs- u. Laurah. 20 — 4 112250 bz 
Lauchhammer . 2 — 4 41 bas 
Marienhütte . 6 — 4 64 bz 
Miner ra „4e — tr. — — 
Moritzhütte ....] 5 — 4 I—— 
OSchl, Eisenwerk. 0 — 4 25,76 6 
Redenhütte „...| 2 — 44 | 25,60 ba 
Schl. Kohlenwerk.| 1 — 14 47,50 bz& 
Shles. Zinkh.-Act.] 8 — 4 88 ba 
do. St.-Pr.-Act.] 8 — 14% 9 ba 
Tarnowitz, Bergb. 16 — 14 16950 B 
Vorwärtshütte 7 — 1 I—— 
Baltischer Lloyd 0 — 4 124504 
Bresl. Dierbrauer.] 0 — 4 120 B 
Bresl. E.-Wagenb.| 3½ — 4 ] 39,90 & 
do. ver. Oelfabr.] 8 — 4 1—— 
Erdm- Spinnerei .| 7 — 4 | 51,50 bz& 
Görlitz, Eisenb.-B.| 0 — 4 44,75 8 
Hoffm’s Wag.-Fab.| 5¼ — 433 B 
0.Schl. ‚Eisenb.-B.| 5 — 4 1 — — 
Schles. Leinenind.| 9 7½ 4 | 89,60 bz 
5 Act-Br, (Scholtz) 0 — ftr. 26 8 
o. Porzellan| 7 — 4A | 30250 
Schl. Tuchfabrik-| 0 — 4 3 0 
5 0 — 464 —— 
4 ollw.-Fabr. 0 — 4 17,50 0 
Wihelmshütte MA|10 — 1 8386 8 


Tae ce Depeſchen. 
2 Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 27. Januar. Proceß Ofenheim. Der Präſident des 
Gerichtshofes verlieſt eine Zuſchrift des Handelsminiſters Banhans, in 
welcher die Angaben Ofenheim's und mehrerer Zeugen, welche direkte 
Beſchuldigungen gegen den Miniſter enthalten oder ſich auf angebliche 
Aeußerungen des Letzteren beziehen, entweder vollſtändig widerlegt oder 
überhaupt abgeleugnet werden. Der Vertheidiger Dr. Neuda richtet 
ſich in längerer Rede gegen die Ausführungen in der Zuſchrift des 
Handelsminiſters. 

Verſailles, 27, Januar, Abends. Die Natlonal⸗Verſammlung 
nahm den erſten Artikel des Geſetzentwurfes über die Zündholzbe⸗ 
ſteuerung an. Die Berathung des Artikels 2 und 3 erfolgt morgen. 
Außerdem beginnt morgen die zweite Leſung der conſtitutionellen Ge⸗ 
ſetzentwürfe. 

Nom, 27. Januar. Die Generalverſammlung der Tabaksregie 
genehmigte heute die Convention zwiſchen der Regierung und der 
Regie betreffs der Ausdehnung des Tabaksmonopols auf Sicllieu und 
ſtimmte den Regierungsverfügungen betreffs der Preiserhöhungen 
mehrerer Tabaksſorten zu. Die Convention zwiſchen Regierung und 
Regie über die Amortiſation zweier Serien Tabaksobligationen, wo⸗ 
rüber die Verhandlung für heute gemeldet wird, wird der „Agentur 
Stephani“ zufolge der Verſammluug überhaupt nicht unterbreitet, da 
die betreffende Operation lediglich zwiſchen der Regierung und einigen 
Bangquiers vollzogen wird. 

London, 27. Januar. Die Beſitzer der Kohlengruben in Dean⸗ 
foreſt haben die Offerte der ſtrikenden Kohlenarbeiter, auf eine fünf⸗ 
procentige Lohnherabſetzung einzugehen, angenommen und hat der 
dortige Strike damit fein Ende gefunden. — Der Erzbiſchof von Caſhel 
und Emly, Maurice F. Day, iſt geſtorben. 

Kopenhagen, 26. Januar. Die Linke des Folkethings hat den 
Vorſchlag gemacht, daß das Folkething eine Commiſſion niederſetze, um 
über die künftige Stellung Dänemarks dem Auslande gegenüber Auf: 
ſchlüſſe ſeitens der Regierung zu veranlaſſen. Der Conſeilpräſident 
hatte bei Gelegenheit der Berathung der Forderungen für die Armee 
bereits erklärt, daß der Miniſter des Auswärtigen bereit ſei, die ge⸗ 
wünſchten Aufklärungen zu geben; in Abgeordnetenkreiſen glaubt man 
indeß, daß derſelbe vorausſichtlich nur bereits Bekanntes werde mit: 
theilen können. 

Bukareſt, 27. Januar. In der geſtrigen Sitzung der Depu⸗ 
tirtenkammer kam es aus Veranlaſſung einer Interpellation über die 
im Proceſſe Djenheim zur Sprache gebrachte Affaire Mavrogeni zu 
einer ſehr erregten Debatte, an welcher ſich mehrere Miniſter und der 
frühere Miniſter Mavrogent ſelbſt betheiligten. — Die Kammer er: 
klärte ſich ſchließlich mit den von Mavrogeni gegebenen Aufklärungen 
für befriedigt und ging zur Tagesordnung über. 


(L. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 

Nom, 27. Januar. Garibaldi beſuchte geſtern den Monte Mario 
und ſagte u. A., die unternommenen großen Arbeiten beſprechend: 
„In Rom ſind wir und hier bleiben wir, der König hat's geſagt und 
das genügt mir, denn er iſt ein Galantuomo.“ — Mr. Meglia fuchte 
um ſeine Enthebung von der Pariſer Nuntiatur nach, er wurde jedoch 
eingeladen, vorerſt einen mehrmonatlichen Urlaub anzutreten. 

London, 27. Januar. Die franzöſiſche Regierung bot dem Lord⸗ 
mayor von London zum Andenken an den Beſuch in Paris den 
Orden der Ehrenlegion an. Earl Derby unterſagte jedoch die 
Annahme deſſelben als geſetzwidrig. 

Dublin, 27. Januar. Der „Evening Poſt“ zufolge ordnete der 
Papſt eine Subventionirung der katholiſchen Preſſe mit einer Summe 
an, welche die bisherige Höhe um 180,000 Lire überſteigt. 


Telegraphiſche Courſe und Börfennachrichten, 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 27. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 204, 50. Pariſer do. 81, 40. Wiener do. 182, 60. 
Böhmiſche Weſtb. 172%. Eliſabethbahn 170. Galizier 215. Fran ojen*) 
267%, Lombarden ) 116%. Nordweſtbahn 134. Silberrente 69. Papier. 
rente 64. Ruſſ. Bodencredit 91. Ruſſen 1872 100%. Amerikaner 1882 
98%. 1860er Looſe 112%. 1864er Looſe 293%. Creditactien“) 202. Bank⸗ 
actien 874. Darmſt. Bank 142, 00. Brüſſeler Bank 102%. Berliner 
Bankverein 78. Frankfurter Bankverein 79%: do. Wechslerbank 84 
Oeſterr.⸗deutſche Bank 83%. Meininger Bank 90%. Hahn'ſche Effectenb. 111%. 
De e 80. Continental 84. Heſſ. Ludwigsbahn 1194. 

berheſſen 71. Raab⸗Grazer 82%. Ungar. Staatslooſe 173, 20. do. Schaß⸗ 
anweiſungen alte 92%. do. Schatzanw. neue 91. Oregon Eiſenb. —. 
Rockford do. —. Schluß matt. 

) per medio reſp. per ultimo. . 

Anfangs feſt, zum Schluß auf niedrige Berliner Notirungen ermattend, 
Bahnen feſt, Anlagewerthe belebt. h 

> 3 flüſſig. Privatdiscont 3%, Creditactien 0, 40 Deport, Franzoſen 
glatt. 
Nach Schluß der Börſe: Creditactien 200%, Franzoſen 267, Lom⸗ 
barden 116. — Matt. 8 

Hamburg, 27. Januar. „ Weizen loco ſtill, auf 
Termine feſt. Roggen loco ſtill, auf Termine feſt. Weizen — 8 per 
Januar 1000 Kilo netto 189 Br., 187 Gd. per Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 
188 Br., 186 Go., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 188 Br., 187 Gd., 
per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 190 Br., 189 Gd. Roggen per Januar 
1000 Kilo netto 156 Br., 154 Go., per Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 156 
Br., 154 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 150% Br., 149% Gd., per 
Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 150 Br., 149 Gd. — Hafer und Gerſte till. 


Rübö zubig, loco, per Januar 56%, per Mai per 200 Pfd. 56%. 
Spiritus ſtill, per Januar und per Februar = März 44, per April⸗Mai 
45, per Mai⸗Juni per 100 Liter 100 pCt. 45. f 


Kaffee ruhig geringer 
Umſatz. Petroleum ruhig, Standard white loco 11, 00 Br., 10, Gd., 
per Januar 10, 90 Gd., per Januar⸗März 10, 60 Gd., per Auguit:Decmbr. 
11, 60 Gd. — Wetter: Schön. € 

Liverpool, 27. Januar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 15,000 Ballen. Feſt. Verſchiffungen amerikaniſcher 
Baumwolle %, höher. Tagesimport 14,000 Ballen, davon 13,000 Ballen 
amerikaniſche, 1000 Ballen Pernam. 

Liverpool, 27. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 15,000 Ballen, davon für Speculation und Export 3000 Ballen. 
Fate ag ſtetig. Amerikaniſche Verſchiffungen ungefähr % höher, aber 
angeboten. ER 

„Middl. Orleans 7%, middling amerikaniſche 7%, fair Dhollerah 5%, 
middling fair Dhollerah 4%, good middling Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 
4%, fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new ſair Oomra 5%, good fair 
BE 5% fair Madras 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 

gyptian 9. 

Rewyork 27. Januar. Abends 6 Uhr. [Schlußcourſe.] Gold⸗Agio 
13. ect auf Zondon 4, 87. Bonds de 1885 % 119%. 5% fun: 
dirte Anleihe 115%. Bonds de 1887 , 119%. Erie 28%. Baumwolle 
in Newyork 15%. do. in New⸗Orleans 14%. Raff. Petroleum in Newyorl 
124. Raff. Petroleum in Philadelphia 12. Mehl 5, 00. Mais (old 
mixed) 91. Rother Frühjahrsweizen 1, 22. Kaffee Rio 19. Havanna⸗ 
1 55 5 e 10%. Schmalz (Marke Wilcox) 14%. Speck 
ſhort clear AR 

Antwerpen, 27. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. „Getreide: 
markt.] (Schlußbericht.) Geſchäftslos. 5 

Antwerpen, 27. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) e Raffinirtes, Type weiß, loco 27 bez., 27% Br., 

r. Januar 26½ bez. u. Br., pr. Februar 26% bez. u. Br., per März 27 

r., per September 29% Br. Behanptet. 

Amſterdam, 27. Januar, Nachmittag. [Getreidemarkt.] (Schlußbericht.) 
Weizen loco geſchäftslos, pr. März —, pr. Mai 269, pr. November 278. 
Roggen loco ruhig, pr. März —, pr. Mai —, pr. October 186. Raps 
per Frühjahr —, pr. Herbſt 34%. — Wetter: Kalt. 


loco 11 Mk. 10 Pf. ... 5 a 
Berlin, 27. Januar. e 5 Roggen eröffnete in Folge 


Futtermehl 13—1 


num 


4 5 Petroleum. (Schlußberict) Stundard ) 


Rr A P I INETE 
Fr a et ng e e ra 


nen, 77. 


des kalten Wetters recht feſt, ermattete jedoch dann bei Eintreffen größerer 
2 anſehnlich, und ſchloß 9 105 verändert gegen geſtern. — 
— Roggenmehl feſt. Weizen war etwas billiger käuflich. — Hafer loco 


und Termine unverändert. — Rüböl bei beſchränktem Verkehr . ie j 
5 


= Spiritus ſetzte feſt ein, ſchließt jedoch wieder zu etwa geſtrigen S 
notirungen. 
Weizen loco 165—207 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat geſor⸗ 
dert, vr. Januar — Rchmk. bez., par Januar⸗Februar — Rchmk. bez., pr. 
elle 185% ien die ber, Ae de 186% 1857186 
Rchmk. bez., pr. Juni⸗ Juli 188—187—187% Rchmk. bez., per November⸗ 
December — Rchmk. bez. — Gekündigt — Cinr. (tündigungspreis — 
Rchmk. — Roggen vro 1000 Kilogr. loco 153—171 Rchmk. nach Qualitat 
gejorvert, ruſſiſcher 156—158½ Nchmk. bez., ordin. ruſſiſcher — Rchmk. bez., 
mländiſcher 162—169 Rchmk. ab Bahn bez., geringer inländiſcher — Nchml. 
bez., pr. Januar 156½ —156 Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 155—154 
Amt. bez., pr. Frühjahr 149 —148½ Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 146% —14 
Achmk. bez., pr. Juni⸗Juli 145% Nchmk. bez., pr. November⸗ December — 
Rchmk. bez. Getündigt — Cint. Kündigungspreis — Rchmk. — OGerſte 
loco 150 — 192 Rchmk. nach Qualität gefordert. — | Hafer pr. 1000 Kilogr⸗ 
loco 160190 Achmk. nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 167 —180 Rmk. 
bez., weſtpreußiſcher 167—180 Rchmk. bez., ruſſiſcher 164—178 Rchmk. bez , 
ſchleſiſcher — Rchmk. bez., pommerſcher 180—187 Rchmk. bez., mecklenburger 
180—187 Rchmk. bez., e und galiziſcher 162—175 Rchmk. ab Bahn 
bez., vr. Januar — Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar — Rchmk. bez., per 
Beiibjaht 172½ Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 168 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 
67% Rchmk. Br. — Gekündigt — Cinr. Kündigungspreis — Rchmk. — 
Erbſen: Rochwaare 187—234 Rchmk. bez., Jutterwaare 177—186 Rchml. 
bez. — Weizenmehl Nr. O pro 100 Kilo Br. unverſteuert mel. Sad 27,25 
26,25 Rchmk., Nr. 0 und 1 25,50 —24 Rchmk. — Roggenmehl Nr. 0: 
24,25—23,25 ichmk., Nr. 0 und 1 22—21 Nchmk. bez. Roggenmeh 
Nr. O und 1: pr. a 22 Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 22 Ahmk 
bez., pr. Februar⸗März 21,95 Rchmk. bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., 
r. April⸗Mai 21,90 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 21,75 Rmk. bez., per Jum⸗ 
uli 21,75 Rchmk. bez. Gelündigt 1500 CEinur. Kündigungspreis 22 Achmk. 
— Oelſaaten: Raps — Rchmk., Hübien — Achmk. nach Qualität. — Nübol 
per 100 Kilo netto loco 54 Rchmk. bez., mit Faß — Rchmk. bez., pr. Januar 


54 Rchmk. Gld., pr. Januar⸗Februar — Rchmk. bez., per April-Mai 55,6— 


55,7 Achmk. bez., pr. Mai⸗Juni 56 — 56,2 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — 
Achmk. bez., pr. September⸗October 58,9—59 Rchmk. bez. — Gekünvigt — 
Ctur. Kündigungsgreis — Rchmk. — Leinöl loco 62 Rchmk. bez. — Petro⸗ 
leum per 100 Kilo. incl. Faß loco 25 Rchmk. bez., pr. Januar 25 Rchmk. 
bez., pr. Januar⸗Februar 24 Rchmk. Gld., pr. en Dans 23,3 Rchmk. 
bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai — Kchmk. bez., pr. 
September⸗October 24,5 Rchmk. bez. — Gekündigt 650 Barrels. Kündi⸗ 
gungspreis 25 Rchmk. 7 
Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 54,6 Rchmk. bez., „mit Faß 
pr. Januar 55,7 Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 55,7 Rchmk. bez., pr. Fe⸗ 
bruar⸗März — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 57,5 —57,3 Rchmk. bez., pr. Mai 
uni 57,6 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 58,6 Rchmk. bez. „pr. Juli⸗Auguſt 
9,6 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September 60 Rchmk. bez., pr. September⸗Octo⸗ 
ber — Rchmk. bez. — Gekündiat — Liter. Kündigungspreis — Rchml⸗ 


Breslau, 28. Jan., 9% Uhr Vorm. Am beutigen Markte war der 
Geſchäftsverkehr von keiner Bedeutung, bei mäßigen Zufuhren und unver⸗ 
änderten Preiſen. a a 

Weizen, in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
ag ai 505 Mark, gelber 15,50 —17,60—18,60 Mark, feinſte Sorte über 

otiz bezahlt. 

5 Anker in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. 15,20—16,10—16,70 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. ; j 0 
Mn = er 1 wenig verändert, per 100 Kilogr. 15—16 Mark, weiße 16,25 bis 

ar 

Hafer feine Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr. 15,75 —16,75—17,75 
Mark, feinſter über Notiz. N 

Mais unverändert, per 100 Kilogr. 14—14,50 Mark. 

Erbſen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 18—19—21 Mark. 

Bohnen mehr offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 

Lupinen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. gelbe 14—15,25 Mark, blaue 
13,5015 Mark. i 

Wicken leicht verkäuflich, per 100 Kilogr. 15,50 —16,75—18 Mark. 

Oelſaaten preißhaltend. 

Schlaglein in feſter Haltung. ; 

Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
25 24 75 2 


Schlag⸗Leinſaat ... 26 2 50 
Winterraps. 25 25 24 25 23 25 
Winterrübſen 24 75 23 75 2270. 
Sommerrübſen - 24 75 23 25 22: 50 
Leindotteer 00 75 5 1 150 1 38 5 g 
Rapskuchen ziemlich preishaltend, pr. ilogr. 8— ark. 
Leinkuchen gut behauptet, pr. 50 Süiogr. 10,80 —11 Mark. 


Kleeſamen 3 25 — rother ſehr feſt, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
eg — weißer matter, pr. 50 Kilogr. 56—60— 71 Mark, hochfeiner 
über Notiz. 
Tbymothee mebr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—31,50 35 Mark. 
Mehl nee verändert, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 27,25—27,75 Mark, 
Roggen fein 26 3 Mark, Hausbacken 25—25,50 Mark, Roggen⸗ 
3,50 Mark, Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 


Sternwarte zu Breslau. 

Januar 27. 28. Nachm. 2 U. | Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftdruck dei Parse 336% 01 238 11 8333,72 
Luftwärme PERTERELLIT — 30,1 . 81 — 407 
Dun tdruek 1,34 1,26 1413 
S 8 89 pCt. 83 pCt. 88 pCt. 
r W. 3 NW. 2 W. 1 
Wetter trübe. trübe. heiter. 


Breslau, 28. Jan. [Wafferſtand] DP. 5 M. 68 Cm. U.⸗P. 1 M. 40 Cm. 
— — — — . ——n 


Heute entſchlief ſanft zu einem beſſeren Leben unſer 
langjähriges Mitglied, der Kaufmann 1399 


L. . Lipmann, 


bier, in dem ehrenvollen Alter von 73 Jahren. Hervor⸗ 
ragend durch fein reiches Wiſſen und vielſeitige Erfah 
rungen widmete er dem Geſchäft, deſſen Mitbegründer er 
eweſen, ſeine vollſte Thätigkeit. ir bedauern dieſen 
Verluſt tief und werden dem Dahingeſchiedenen ein 
ehrendes Andenken bewahren. . 
Oels, den 26. Januar 1875. 


Societät der Großen Mühle. 


J. Lipmann. W. Bielschowsky. I. Bielschowsky. 


Stadt- Theater, 


8 
Donnerstag, den 28. Jan. geile 
Sat” nes Ang Kammel 


Mittwoch Abend 11% Uhr verſchied 
nach längerem Leiden, im noch ni 
vollendeten 47. Lebensjahre, unſer 
theurer Gatte, Vater, Bruder und 


Schwager, der Kaufmann gers Hrn. Theodor Wachtel: Allen 
f f üdin.“ Große Oper in 5 
immel Wollſtein. den Scribe. 


Dieſe traurige Nachricht widmen 
5 theilnehmenden Ren Fri 
elannten 
Die tiefbetrübte Wittwe 


e bee 
Den hohen Herrſchaften 


lt das Plaeirungs⸗Dut 
Johanna Wollſtein, geb. Lißner, Seed 0. de Ar. 47 
und die trauernden Hinterbliebenen. in Breslau gutes Dienftpecnner 
Beerdigung Freitag, Nachm. 2 Uhr, aller Brauchen, ſowie tüchtige 


vom Trauerhauſe, Antonienſtr. 14. gegen koſtenfreien Nachweis. — 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drud von Grab, Barth u. Comp. (W, Friedrich) in Breslau. 


— 


| 


